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A. Evangelische Kirche in Deutschland

Nr. 74* – Verordnung des Rates der
Evangelischen Kirche in Deutschland
zur 3. Änderung des Besoldungs- und

Versorgungsgesetzes der EKD.
Vom 19. Juni 2020.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
mit Zustimmung der Kirchenkonferenz auf Grund des
Artikels 29 Absatz 2 in Verbindung mit Artikel 10
Absatz 2, Artikel 10a Absatz 1 und Absatz 2 Buch-
stabe b und c der Grundordnung der EKD die folgende
Verordnung beschlossen:

§ 1
Dem § 2 des Besoldungs- und Versorgungsgesetzes
der EKD vom 12. November 2014 (ABl. EKD S. 346),
das zuletzt durch Artikel 3 des Kirchengesetzes vom
13. November 2019 (ABl. EKD S. 322) geändert wor-
den ist, wird folgender Absatz 4 angefügt:
„(4) Die in Artikel 15 Absatz 7 des Besoldungsstruk-
turenmodernisierungsgesetzes vom 9. Dezember 2019
(BGBl. I S. 2053) unter Verweis auf Artikel 9 dieses
Gesetzes genannten Gesetzesänderungen des § 50a, §
69m Absatz 3 und § 85 Absatz 7 des Beamtenversor-
gungsgesetzes finden keine Anwendung.“

§ 2
Diese Verordnung tritt am 1. September 2020 in Kraft.
H a n n o v e r, den 19. Juni 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 75* – Ordnung für das Referat für
Chancengerechtigkeit der

Evangelischen Kirche in Deutschland.
Vom 19. Juni 2020.

Der Rat der Evangelischen Kirche in Deutschland hat
in seiner Sitzung am 19. Juni 2020 die folgende Ord-
nung beschlossen:

Präambel
In der urchristlichen Taufverkündigung wird Men-
schen unabhängig von ihrem Geschlecht das Einssein
in Christus (Gal 3,28) und damit Befreiung, Ebenbür-
tigkeit und gleiche Würde zugesichert. Mit ihren Be-
schlüssen zur Gemeinschaft von Frauen und Männern
hat die Synode der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land 1989 in Bad Krozingen bekräftigt, dass das En-
gagement für Geschlechtergerechtigkeit Teil des urei-
genen Auftrags der Kirche ist. Die Synode hat damit
den Grundstein für eine aktive kirchliche Gleichstel-

lungsarbeit gelegt. Mit der Neufassung dieser Ord-
nung schreibt der Rat der Evangelischen Kirche in
Deutschland diesen Auftrag im Lichte aktueller Er-
kenntnisse über Geschlechtlichkeit und daraus resul-
tierende Aufgaben zur Verwirklichung von Ge-
schlechtergerechtigkeit fort.

§ 1
Aufgaben

(1)  Die Arbeit des Referates hat das Ziel, die Chan-
cengerechtigkeit in der Evangelischen Kirche in
Deutschland (EKD) zu fördern. Das Referat wirkt da-
rauf hin, dass sich Menschen unabhängig von ihrer
Geschlechtsidentität und sexuellen Orientierung ent-
wickeln, ihre Gaben, Interessen und Neigungen ent-
falten und ihren Lebensweg und ihre sozialen Rollen
entsprechend wählen können. Dabei nimmt es die his-
torisch, sozial und kulturell geprägten Geschlechts-
rollen in den Blick (Gender-Ansatz) und berücksich-
tigt Verschränkungen mit anderen Diversity-Kriteri-
en, wie Alter, Behinderung und ethnische Herkunft.
Es empfiehlt Maßnahmen zum Abbau unmittelbarer
und mittelbarer Benachteiligung und zur verbesserten
Vereinbarkeit von Familie, Beruf und Privatleben. Es
wirkt bei deren Umsetzung mit.
Das Referat unterstützt der Gender-Perspektive ver-
pflichtete theologische Forschung und Bildungsarbeit.
(2)  Das Referat erfüllt Querschnittsaufgaben. Es
a) beteiligt sich an grundsätzlichen Fragen der un-

terschiedlichen Stellung der Geschlechter in der
beruflichen und ehrenamtlichen Mitarbeit in den
Dienststellen und Einrichtungen der EKD,

b) beteiligt sich an den Vorarbeiten für Kirchenge-
setze, Richtlinien, Empfehlungen und Verlautba-
rungen der EKD,

c) pflegt Verbindungen zu mit Geschlechterfragen
befassten evangelischen Verbänden, Organisati-
onen und Gruppen,

d) arbeitet mit den für Gender- und Gleichstellungs-
fragen zuständigen Stellen der Landeskirchen zu-
sammen,

e) fördert Kontakte zu den entsprechenden Stellen
anderer Kirchen der Arbeitsgemeinschaft Christ-
licher Kirchen in Deutschland sowie der weiteren
Ökumene,

f) begleitet die gesamtkirchliche Studienarbeit zu
theologischen und kirchenstrukturellen Fragen
aus der Genderthematik in der Kirche, insbeson-
dere die Arbeit des Studienzentrums der EKD für
Genderfragen,

g) identifiziert individuelle und strukturelle Diskri-
minierung und wirkt auf deren Beseitigung im
Kirchenamt und den rechtlich unselbständigen
Einrichtungen der EKD hin,
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h) initiiert und unterstützt Maßnahmen zur aktiven
Förderung von unterrepräsentierten Personen-
gruppen,

i) initiiert und unterstützt Maßnahmen zur besseren
Vereinbarkeit von aktiver Elternrolle, beruflicher
Entwicklung und Übernahme von Leitungsposi-
tionen,

j) begleitet die Entwicklung und Umsetzung von
Dienstvereinbarungen der EKD, die Gleichstel-
lungs- und Vereinbarkeitsfragen berühren,

k) berät und unterstützt Mitarbeitende des Kirchen-
amtes und der rechtlich unselbständigen Einrich-
tungen der EKD bei gleichstellungsrelevanten
Fragen,

l) informiert die kirchliche Öffentlichkeit im Rah-
men der Geschäftsordnung für das Kirchenamt
der EKD sowie der diese ergänzenden Bestim-
mungen über seine Arbeit,

m) beobachtet die gesellschaftliche Entwicklung in
genderrelevanten Themen, bedenkt ihre Auswir-
kungen für die Arbeit der Kirchen und unterbrei-
tet entsprechende Vorschläge.

§ 2
Organisation

(1)  Die Fachaufsicht für das Referat wird vom Rat der
EKD, die Dienstaufsicht von der Dienststellenleitung
des Kirchenamtes der EKD wahrgenommen.
(2)  Das Referat erfüllt seine Aufgaben selbstständig
nach Maßgabe der Geschäftsordnung für das Kirchen-
amt der EKD, sowie der diese ergänzenden Bestim-
mungen, soweit sich aus dieser Ordnung keine Ab-
weichungen ergeben.
(3)  Die inhaltliche Arbeit des Referats wird durch ei-
nen Beirat begleitet und unterstützt.

§ 3
Beirat für das Referat für Chancengerechtigkeit

(1)  Der Rat der EKD beruft den Beirat jeweils für die
Dauer seiner Amtszeit.
(2)  Dem Beirat gehören acht Mitglieder an sowie als
ständige Gäste je ein Mitglied des Rates der EKD und
ein Mitglied des Kollegiums des Kirchenamtes der
EKD. Er soll im Hinblick auf die Geschlechter ausge-
wogen besetzt sein. Der Beirat wählt aus seiner Mitte
eine Person für den Vorsitz.
(3)  Die Geschäfte des Beirates führt das Referat.
(4)  Bei der Besetzung der Stelle der Referatsleitung
ist der Beirat zu beteiligen.
(5)  Vor etwaigen Veränderungen dieser Ordnung, des
Personalschlüssels oder der Aufgaben des Referates
ist eine Stellungnahme des Beirats einzuholen.

§ 4
Kompetenzen

(1)  Das Referat wird von allen Abteilungen des Kir-
chenamtes der EKD in der Durchführung seiner Auf-

gaben unterstützt; die Abteilungen erteilen dem Refe-
rat in allen Angelegenheiten, die für seine Arbeit von
Bedeutung sind, die erforderlichen Auskünfte und be-
teiligen es rechtzeitig.
(2)  Die Referatsleitung hat das Recht, an den Sitzun-
gen des Kollegiums des Kirchenamtes der EKD mit
beratender Stimme teilzunehmen. Im Rahmen der
Aufgaben berät sie es bei Personalangelegenheiten.
Vorschläge des Referates zur Besetzung von Gremien
unter Genderaspekten sind den Vorlagen an den Rat
der EKD beizufügen. Vor geschlossenen Kollegiums-
sitzungen erhält sie die Tagesordnungen. An Beratun-
gen von „Personalia“ nimmt sie teil. Sie kann bean-
tragen, an weiteren Tagesordnungspunkten geschlos-
sener Sitzungen teilzunehmen. Sie erhält die Proto-
kolle.
(3)  An der Arbeit von Kammern, Kommissionen etc.,
die genderrelevante Themen berühren, ist das Referat
so rechtzeitig zu beteiligen, dass es vor der Vorlage
endgültiger Texte eine Stellungnahme abgeben kann.
Findet die Stellungnahme des Referates keine Berück-
sichtigung, ist sie dem Kollegium des Kirchenamtes
der EKD oder dem Rat der EKD mit dem endgültigen
Text zusammen vorzulegen.
(4)  Bei grundsätzlichen Personalangelegenheiten, die
die Situation der Mitarbeitenden im Dienst der EKD
berühren, ist das Referat rechtzeitig zu beteiligen. Dies
betrifft die Stellen- und Personalentwicklungspla-
nung, Fortbildungsfragen, Grundsätze über die Perso-
nalauswahl, Grundsätze über Beförderungen/Übertra-
gungen höherwertiger Stellen etc.
(5)  Das Referat ist über bevorstehende Einstellungen,
Beförderungen, Höhergruppierungen, Umsetzungen,
Versetzungen und Entlassungen zu informieren. Es
hat die Möglichkeit, Stellungnahmen vor Befassung
des Kollegiums des Kirchenamtes der EKD abzuge-
ben und an Personalauswahlverfahren und Bewer-
bungsgesprächen teilzunehmen. Die Rechte der Mit-
arbeitervertretung werden dadurch nicht berührt.
(6)  Die Referatsleitung berichtet dem Rat der EKD
mindestens einmal im Jahr über die Arbeit. Er ent-
scheidet jeweils, ob der Bericht der Synode der EKD
zur Kenntnis gegeben wird.

§ 5
Inkrafttreten, Außerkrafttreten

Diese Ordnung tritt am 1. Juli 2020 in Kraft. Gleich-
zeitig tritt die Ordnung für das Referat für Chancen-
gerechtigkeit der Evangelischen Kirche in Deutsch-
land vom 22./23. April 2005 (ABl. EKD S. 277), ge-
ändert durch Beschluss vom 4. September 2009 (ABl.
EKD 2010 S. 48) außer Kraft.
H a n n o v e r, den 19. Juni 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident
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Nr. 76* – Änderung der Richtlinie zur
Verrechnung der Kirchenlohnsteuer-
anteile zwischen den Gliedkirchen der
Evangelischen Kirche in Deutschland.

Vom 19. Juni 2020.
Auf Grund von Artikel 9 der Grundordnung der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland hat der Rat der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland die folgende Ände-
rung beschlossen

§ 1
Die Richtlinie zur Verrechnung der Kirchenlohnsteu-
eranteile zwischen den Gliedkirchen der Evangeli-
schen Kirche in Deutschland in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 24. September 2002 (ABl. EKD
S. 338), zuletzt geändert durch Beschluss vom 12. De-
zember 2014 (ABl. EKD 2015 S. 22) wird wie folgt
geändert:
In Nummer I „Grundzüge des Verrechnungsverfah-
rens“ werden der Nummer 5 in drei neuen Absätzen
die neuen Sätze 8 bis 14 angefügt:
„Der Beirat tagt grundsätzlich im Rahmen von Prä-
senzsitzungen. Videokonferenzen können stattfinden,
an denen alle oder einzelne Mitglieder durch eine Vi-
deozuschaltung teilnehmen. In diesen Fällen steht die
Videozuschaltung der Anwesenheit gleich, wenn die
durch Videozuschaltung anwesenden Mitglieder ihre
Identität nachweisen und versichern, dass die Einhal-
tung der Vertraulichkeit während ihrer Sitzungsteil-
nahme gewährleistet ist.
Der Beirat ist beschlussfähig, wenn mehr als die Hälfte
der Mitglieder anwesend ist. Die Beschlussfassung er-
folgt mit einfacher Mehrheit.
Sofern kein Mitglied einer Beschlussfassung im Um-
laufverfahren widerspricht, kommt ein Beschluss auch
ohne Präsenzsitzung oder Videokonferenz zustande,
wenn mehr als die Hälfte der Mitglieder ihre Zustim-
mung zu dem Beschlussvorschlag im Umlaufverfah-
ren erklärt. Widerspruch und Zustimmung bedürfen
der Textform.“

§ 2
Die Änderung tritt am 1. Juli 2020 in Kraft.
H a n n o v e r, den 19. Juni 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

Nr. 77* – Empfehlungen für eine
geschlechtergerechte Sprache in

schriftlichen Äußerungen der EKD
sowie in Normtexten.
Vom 19. Juni 2020.

Der Rat hat in seiner Sitzung am 19. Juni 2020 fol-
gende Empfehlungen für eine geschlechtergerechte
Sprache in schriftlichen Äußerungen der EKD sowie
in Normtexten beschlossen:
Die schriftliche Kommunikation der EKD ist ge-
schlechtergerecht zu gestalten. Dafür kommen sach-
und situationsangemessen verschiedene Möglichkei-
ten in Betracht. Je nach Aussageabsicht können fol-
gende Formen genutzt werden:
- geschlechtsneutrale Formen

Empfohlen werden
- geschlechtsindifferente Personenbezeichnungen

(Fachkraft/Mitglied) und Pluralformen (Ehren-
amtliche, Mitarbeitende) sowie

- Formulierungen, die die Verwendung ge-
schlechtsspezifischer Ausdrücke neutral – zum
Beispiel durch die Verwendung von adverbialen
Bestimmungen, Attributen, verbalen Umschrei-
bungen, passivischen Formulierungen oder direk-
ter Anrede – umschreiben.

- Formen, die geschlechtliche Vielfalt sichtbar ma-
chen
Empfohlen werden
- die Verwendung des Asterisks (*) als aktuell ge-

bräuchlichster Form, um die Vielfalt der Ge-
schlechter zum Ausdruck zu bringen.

- die Paarform (Pfarrer und Pfarrerinnen), wenn die
Beteiligung von Frauen hervorgehoben werden
soll.

- Für Normtexte (wie Gesetze, Richtlinien, Ordnun-
gen, Satzungen, Hausverfügungen) gelten die Re-
geln des Handbuchs der Rechtsförmlichkeit in der
jeweils aktuellen Fassung. Derzeit sieht es vor, dass
zur sprachlichen Gleichbehandlung vorzugsweise
geschlechtsneutrale Formulierungen oder kreative
Umschreibungen, sofern notwendig auch Paarfor-
men zu wählen und „Sparschreibungen“ (wie der
Asterisk) nicht erlaubt sind.

Anregungen und Beispiele für die nicht normgebun-
dene Sprache gibt das von EKD und EWDE heraus-
gegebene Faltblatt „‘Sie ist unser bester Mann!‘ Wirk-
lich? Tipps für eine geschlechtergerechte Sprache“.
H a n n o v e r, den 19. Juni 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident
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Nr. 78* – Arbeitsrechtsregelung zur
Erhöhung der Kr-Entgelte für die

Beschäftigten im Bereich der Pflege.
Vom 6. März 2020.

Aufgrund § 2 Absatz 2 Arbeitsrechtsregelungsgesetz
EKD (ARRG-EKD) vom 10. November 1988 (ABl.
EKD S. 366), zuletzt geändert am 12. November 2014
(ABl. EKD S. 363) hat die Arbeitsrechtliche Kom-
mission der EKD am 6. März 2020 folgende Arbeits-
rechtsregelung beschlossen:

§ 1
Tariferhöhung

Die Anlage KR der Arbeitsrechtsregelung über die
Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
im Pflegedienst vom 5. Dezember 2008 (ABl. EKD
2009 S. 6 u. 82), zuletzt geändert am 18. Mai 2010
(ABl. EKD 2010 S. 263) Berichtigung vom 17. Juni
2011 (ABl. EKD 2011 S. 145) wird wie folgt gefasst:

 
 KR-Anwendungstabelle DVO.EKD 

Gültig ab 1. April 2019 
- in Euro- 

Entgelt-
gruppe  

KR 

Zuordnungen 
Vergütungsgruppen KR/  1 2 3 4 5 6 

Kr 12a XII mit Aufstieg nach XIII   4410,36 4885,33 5496,01 5767,41 

Kr 11b XI mit Aufstieg XII    4410,36 5000,68 5272,09 

Kr 11a X mit Aufstieg nach XI   4003,27 4410,36 5000,68 

 

Kr 10a IX mit Aufstieg nach X   3867,56 4138,98 4654,64 

 

Kr 9d VIII mit Aufstieg nach IX   3772,56 4111,83 4383,21 

 

Kr 9c VII mit Aufstieg nach VIII   3664,00 3921,84 4166,09  

Kr 9b VI mit Aufstieg nach VII 
VII ohne Aufstieg 

  3343,83 3772,56 3921,84  

Kr 9a VI ohne Aufstieg   3343,83 3455,82 3664,00  

Kr 8a 
Va mit Aufstieg nach VI 
V mit Aufstieg nach Va und VI 
V mit Aufstieg nach VI 

2803,64 2974,92 3119,87 3238,44 3455,82 3664,00 

Kr 7a 
V mit Aufstieg nach Va 
IV mit Aufstieg nach V und Va 
IV mit Aufstieg nach V 

2606,03 2803,64 2974,92 3238,44 3370,18 3505,90 

Kr 4a II mit Aufstieg nach III und IV 
III mit Aufstieg nach IV 2345,14 2513,80 2671,90 3007,87 3093,51 3251,58 

Kr 3a I mit Aufstieg nach II 2243,72 2474,25 2540,17 2645,55 2724,62 2910,35 
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 KR-Anwendungstabelle DVO.EKD 

Gültig ab 1. März 2020 
- in Euro- 

Entgelt-
gruppe  

KR 

Zuordnungen 
Vergütungsgruppen KR/  1 2 3 4 5 6 

Kr 12a XII mit Aufstieg nach XIII   4457,11 4937,11 5554,27 5828,54 

Kr 11b XI mit Aufstieg XII    4457,11 5053,69 5372,97 

Kr 11a X mit Aufstieg nach XI   4045,70 4457,11 5053,69  

Kr 10a IX mit Aufstieg nach X   3908,56 4182,85 4703,98  

Kr 9d VIII mit Aufstieg nach IX   3812,55 4155,42 4429,67  

Kr 9c VII mit Aufstieg nach VIII   3702,84 3963,41 4210,25  

Kr 9b VI mit Aufstieg nach VII 
VII ohne Aufstieg 

  3379,27 3812,55 3963,41  

Kr 9a VI ohne Aufstieg   3379,27 3492,45 3702,84  

Kr 8a 
Va mit Aufstieg nach VI 
V mit Aufstieg nach Va und VI 
V mit Aufstieg nach VI 

2833,36 3006,45 3152,94 3272,77 3492,45 3702,84 

Kr 7a 
V mit Aufstieg nach Va 
IV mit Aufstieg nach V und Va 
IV mit Aufstieg nach V 

2633,65 2833,36 3006,45 3272,77 3405,90 3543,06 

Kr 4a II mit Aufstieg nach III und IV 
III mit Aufstieg nach IV 2370,00 2540,45 2700,22 3039,75 3126,30 3286,05 

Kr 3a I mit Aufstieg nach II 2267,50 2500,48 2567,10 2673,59 2753,50 2941,20 

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt mit Wirkung vom 1.
April 2019 in Kraft.
H a n n o v e r, den 6. März 2020

Arbeitsrechtliche Kommission der EKD
L i n d e n b e r g
(Vorsitzender)

Nr. 79* – Arbeitsrechtsregelung
(Beschluss) (DVO.EKD).

Vom 6. März 2020.
Aufgrund § 2 Absatz 2 Arbeitsrechtsregelungsgesetz
EKD (ARRG-EKD) vom 10. November 1988 (ABl.
EKD S. 366), zuletzt geändert am 12. November 2014
(ABl. EKD S. 363) hat die Arbeitsrechtliche Kom-
mission der EKD am 6. März 2020 folgende Arbeits-
rechtsregelung beschlossen:

§ 1
Änderung der Dienstvertragsordnung der EKD

Die Dienstvertragsordnung der Evangelischen Kirche
in Deutschland (DVO.EKD) in der Fassung vom
25. August 2008 (ABl. EKD S. 341), zuletzt geändert
am 6. September 2018 (ABl. EKD S. 255), wird wie
folgt geändert:

In der Anlage 2 wird der Einzelgruppenplan 10. Be-
schäftigte in Gesundheitsberufen und Pflegedienst wie
folgt gefasst:
10. Beschäftigte in Gesundheitsberufen/Pflege
Für die Eingruppierung der Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeiter in Gesundheitsberufen/Pflege im Sinne des
§ 1 Abs. 1 und 2 ARRÜ-DVO.EKD gilt bis zum In-
krafttreten neuer Eingruppierungsmerkmale in der
Entgeltordnung des Bundes Folgendes:
1. Geltungsbereich
Diese Eingruppierungsregelung gilt für die Rechts-
verhältnisse von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern
der in § 1 der Dienstverordnung der Evangelischen
Kirche in Deutschland genannten Dienstgeber, deren
Arbeitsverhältnis ab dem 1. September 2020 eine ent-
sprechende Tätigkeit im Gesundheitsberufen und
Pflegedienst ausüben.
2. Eingruppierung ab dem 1. September 2020 für Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter, die als Beschäftigte im
Gesundheitsberufen und Pflegedienst eingesetzt sind
(Sonderregelung):
Für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, die ab dem
1. September 2020 als Beschäftigte in Gesundheits-
berufen und Pflegediensteingesetzt sind, gilt die
DVO.EKD in der jeweils gültigen Fassung. Für die
Eingruppierung, das Tabellenentgelt, die Stufen der
Entgelttabelle, die allgemeine Regelung zu den Stu-
fen, die Jahressonderzahlung, die Arbeitszeit /Sonder-
formen der Arbeit und den Überleitungsregelungen

126   Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 7/20



gilt abweichend von den sonstigen Regelungen Fol-
gendes:
a) Eingruppierung

Abweichend von § 8 DVO.EKD richtet sich die
Eingruppierung der Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter nach den Tätigkeitsmerkmalen des Teil B
Abschnitt XI der Anlage 1 zum TVöD-B (VKA).

b) Tabellenentgelt
Abweichend von § 15 Abs. 2 TVöD in Verbin-
dung mit § 3 DVO.EKD ist die Höhe der Tabel-
lenentgelte in der jeweils gültigen Fassung der
Anlage E zum TVöD-B (VKA) festgelegt.

c) Stufen der Entgelttabelle
Anstelle des § 9 Abs. 1 DVO.EKD und des § 16
Abs. 4 TVöD findet § 16 TVöD-B (VKA) An-
wendung.

d) Allgemeine Regelungen zu den Stufen
Anstelle des § 17 Abs. 5 TVöD (Bund) finden
§ 17 Abs. 4 und 4a 2 TVöD-B (VKA) Anwen-
dung.

e) Jahressonderzahlung
(1) Anstelle des § 20 TVöD (Bund) findet § 20
TVöD-B (VKA) Anwendung.
(2) Abweichend von Absatz 1, wird die Jahres-
sonderzahlung für das Jahr 2020 noch nach den
Vorschriften des § 20 TVöD (Bund) gezahlt.
(3) Bei der Anwendung des § 20 Abs. 4 TVöD-
B (VKA) gelten Zeiten, die in einem unmittelbar
vorhergehenden Arbeitsverhältnis im Geltungs-
bereich der DVO-EKD verbracht wurden, als
Zeit des am 1. Dezember bestehenden Arbeits-
verhältnisses (§ 20 Abs. 1 TVöD-B (VKA)).
Mehrere Arbeitsverhältnisse im Sinne des Satzes
1 sind zusammenzurechnen, sofern sie jeweils
ohne Unterbrechung vorhergegangen sind.

f) Arbeitszeit /Sonderformen der Arbeit
Anstelle der §§ 6 – 10 TVÖD i.V.m. § 7 DVO.
EKD finden §§ 6 – 10 TVÖD-B (VKA) Anwen-
dung.

g) Überleitungsregelungen
Für die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, deren
Dienstverhältnis über den 31. August 2020 hin-
aus fortbesteht, gilt Folgendes:
(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ab
dem 1. September 2020 nach Tätigkeitsmerkma-
len des Teil B Abschnitt XI der Anlage 1 zum
TVöD-V (VKA) eingruppiert.
(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter werden
am 1. September 2020 entsprechend der Zuord-
nungstabelle nach § 29d Abs. 1 Satz 1 TVÜ-VKA
wie folgt von der KR-Anwendungstabelle in die
Entgeltgruppen der neuen P-Tabelle übergeleitet:
Kr 12 a P 16
Kr 11 b P 15
Kr 11 a P 14
Kr 10 a P 13
Kr 9d P 12

Kr 9c P 11
Kr 9b P 10
Kr 9a P 9
Kr 8a P 8
Kr 7a P 7
Kr 4a P 6
Kr 3a P 5

Aus der Stufe 1 der Entgeltgruppe KR 7a und KR
8a erfolgt die Überleitung in die Stufe 2 der Ent-
geltgruppe P 7 bzw. P 8 der Anlage E zum TVöD-
B (VKA) unter Mitnahme der in der Stufe 1 zu-
rückgelegten Stufenlaufzeit.
Erfolgt die Überleitung aus der Stufe 2 der Ent-
geltgruppe KR 7a oder KR 8a, wird die Stufen-
laufzeit der Stufe 1 auf die Stufenlaufzeit der Stu-
fe 2 der Entgeltgruppe P 7 bzw. P 8 der Anlage E
zum TVöD-B (VKA) angerechnet.
Haben am 31. August 2020 einer der Entgelt-
gruppen KR 9a bis KR 11a der Kr-Anwendungs-
tabelle DVO.EKD in der bis zum 31. August
2020 gültigen Fassung (KR-Anwendungstabelle)
zugeordneten Beschäftigte in der Stufe 5 ihrer
Entgeltgruppe eine Stufenlaufzeit von mindes-
tens fünf Jahren zurück-gelegt, erfolgt die Zu-
ordnung zu der Stufe 6 der Entgeltgruppe der
Anlage E zum TVöD-B (VKA), in die sie gemäß
Satz 1 übergeleitet werden.
(3) Ist das ab dem 1. September 2020 gemäß Teil
B Abschnitt XI der Anlage 1 zum TVöD-B
(VKA) zustehende Tabellenentgelt allein infolge
der Überleitung niedriger als das bisherige Ent-
gelt so erhält die Mitarbeiterin oder der Mitar-
beiter für die Dauer der unverändert auszuüben-
den Tätigkeit eine per-sönliche Besitzstandszu-
lage gezahlt. Die persönliche Besitzstandszulage
bemisst sich nach der Differenz zwischen dem
auf Grund der neuen Eingruppierung maßgebli-
chen Tabellenentgelt und dem bisherigen Tabel-
lenentgelt zuzüglich einer bisher zustehenden
Entgeltgruppenzulage und/oder zuzüglich einer
bisher zustehenden Besitzstandszulage. Bei teil-
zeitbeschäftigten Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern gilt die entsprechende zeitanteilige Bemes-
sung. Die persönliche Besitzstandszulage nach
Satz 1 nimmt an den allgemeinen Entgeltanpas-
sungen teil; sie verringert sich beim Erreichen ei-
ner höheren Entgeltstufe um den entsprechenden
Erhöhungsbetrag. Ändert sich die auszuübende
Tätigkeit und entspricht sie nicht mehr dem bis-
herigen Tätigkeitsmerkmal, entfällt die persönli-
che Besitzstandszulage.

§ 2
Inkrafttreten

Diese Arbeitsrechtsregelung tritt am 1. September
2020 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Arbeitsrechtsrege-
lung über die Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Pflegedienst am 31. August 2020 außer
Kraft.
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H a n n o v e r, den 6. März 2020
Arbeitsrechtliche Kommission der EKD

L i n d e n b e r g
(Vorsitzender)

Nr. 80* – Bekanntmachung der
Neufassung der Satzung des

Evangelischen Werkes für Diakonie
und Entwicklung e.V..
Vom 10. Oktober 2019.

Gemäß § 27 Absatz 3 der Satzung des Evangelischen
Werkes für Diakonie und Entwicklung e.V. (EWDE)
hat der Rat der EKD in seiner Sitzung am 7. Dezember
2019 dem Beschluss der Konferenz Diakonie und Ent-
wicklung vom 10. Oktober 2019 zur Änderung der
Satzung des EWDE zugestimmt. Nachstehend wird
der Wortlaut der Satzung bekannt gemacht. Die Neu-
fassung berücksichtigt:
1. Die Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juni

2012 (ABl. EKD 2013 S. 376),
2. die Änderung der Satzung vom 12. Oktober

20171,
3. die Änderung der Satzung vom 17. Oktober

20181 sowie
4. die Änderung der Satzung vom 10. Oktober

20191.
1 nicht veröffentlicht

Präambel
In Jesus Christus hat Gott seine Liebe zur Welt erwie-
sen. Die Kirche hat den Auftrag, diese Liebe allen
Menschen durch Wort und Tat zu bezeugen. Im Evan-
gelischen Werk für Diakonie und Entwicklung nimmt
sie diesen Auftrag wahr und bekräftigt die Zusam-
mengehörigkeit des Entwicklungsdienstes mit der
Diakonie als Wesens- und Lebensäußerungen der Kir-
che. Das Evangelische Werk für Diakonie und Ent-
wicklung steht in den Traditionen des Diakonischen
Werkes der Evangelischen Kirche in Deutschland mit
seinen Aktionen der Ökumenischen Diakonie und des
Evangelischen Entwicklungsdienstes und führt diese
zusammen.
Diakonie und Entwicklungsdienst wurzeln in dem
Glauben, der die Welt als Gottes Schöpfung bezeugt,
in der Liebe, mit der Gott uns an jeden Menschen als
Nächsten weist, und in der Hoffnung, die in der Ge-
wissheit der kommenden Gottesherrschaft handelt.
Sie sind getragen von der Überzeugung, dass nach
dem biblischen Auftrag die Verkündigung des Evan-
geliums und der Dienst in der Gesellschaft, missiona-
risches Zeugnis und Wahrnehmung von Weltverant-
wortung im Handeln der Kirche zusammen gehören.
Der Dienst im Evangelischen Werk für Diakonie und
Entwicklung ist den Zielen verpflichtet,

- unterschiedslos allen Menschen beizustehen, die in
leiblicher Not, seelischer Bedrängnis, Armut und
ungerechten Verhältnissen leben;

- die Ursachen dieser Nöte aufzudecken und zu be-
nennen und zu ihrer Beseitigung beizutragen;

- den kirchlichen Beitrag zur Überwindung der Ar-
mut, des Hungers und der Not in der Welt und ihrer
Ursachen in ökumenischer Partnerschaft zu gestal-
ten;

- gemeinsam mit den ihn tragenden Kirchen und dia-
konischen Verbänden in Politik, Gesellschaft und
Wirtschaft für eine gerechte Gesellschaft und eine
nachhaltige Entwicklung einzutreten;

- Zeugnis einer gelebten Hoffnung auf das Heil zu
geben, das in Jesus Christus allen Menschen verhei-
ßen ist.

I. Grundbestimmungen, Mitgliedschaft und
Aufgaben

§ 1
Rechtsform, Name, Sitz und Geschäftsjahr

(1)  Der Name des Vereins lautet „Evangelisches
Werk für Diakonie und Entwicklung e.V.“
(2)  Der Sitz des Vereins ist Berlin.
(3)  Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§ 2
Gemeinnützigkeit

(1)  Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittel-
bar gemeinnützige, mildtätige und kirchliche Zwecke
im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke
der Abgabenordnung“.
Als Werk der evangelischen Kirche entsprechend ih-
rer jeweiligen Ordnungen nimmt der Verein diakoni-
sche und volksmissionarische Aufgaben sowie Auf-
gaben des Entwicklungsdienstes und der humanitären
Hilfe wahr.
Zweck des Vereins ist die Förderung des Wohlfahrts-
wesens, die Förderung der Entwicklungszusammen-
arbeit, die Förderung der Volks- und Berufsbildung
sowie die Unterstützung hilfsbedürftiger Personen.
Der Satzungszweck wird verwirklicht durch die in §§
6 und 7 beschriebenen Aufgaben.
(2)  Der Verein ist selbstlos tätig, er verfolgt nicht in
erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.
(3)  Die Mittel des Vereins dürfen nur für die sat-
zungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mit-
glieder erhalten keine Gewinnanteile und in ihrer Ei-
genschaft als Mitglieder auch keine sonstigen Zuwen-
dungen aus Mitteln des Vereins. Der Verein kann auch
die ideelle und finanzielle Förderung anderer steuer-
begünstigter Körperschaften, von Körperschaften des
öffentlichen Rechts oder von ausländischen Körper-
schaften zur ideellen und materiellen Förderung und
Pflege der zuvor genannten Zwecke vornehmen (§ 58
Nr. 1 AO). Der Verein kann sich zur Erfüllung seiner
Aufgaben einer Hilfsperson im Sinne des § 57 Ab-
satz 1 Satz 2 AO bedienen.
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(4)  Keine Person darf durch Ausgaben, die dem
Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhält-
nismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(5)  Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder
bei Wegfall seines bisherigen Zweckes fällt das Ver-
mögen an die Evangelische Kirche in Deutschland, die
es unmittelbar und ausschließlich für gemeinnützige,
mildtätige oder kirchliche Zwecke entsprechend den
Aufgaben des Vereins zu verwenden hat.

§ 3
Mitgliedschaft

(1)  Mitglieder des Vereins sind zum Zeitpunkt des
Zusammenschlusses von Diakonischem Werk der
EKD e.V. und Evangelischen Entwicklungsdienst
e.V. die in der Anlage aufgeführten juristischen Per-
sonen des öffentlichen und privaten Rechts.
(2)  Voraussetzung der Mitgliedschaft ist, dass die di-
akonische, volksmissionarische, entwicklungsbezo-
gene oder humanitäre Tätigkeit im Sinne des § 5 un-
mittelbar oder mittelbar Gegenstand der Arbeit der
Mitglieder ist und diese ausschließlich gemeinnützige,
mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen. Privat-
rechtlich organisierte Mitglieder des Vereins haben
ihre Satzung und jede Satzungsänderung dem Verein
in Abschrift einzureichen.
(3)  Über die Aufnahme weiterer Mitglieder und den
Ausschluss von Mitgliedern entscheidet der Auf-
sichtsrat nach Anhörung des Ausschusses Diakonie
und des Ausschusses Entwicklungsdienst und huma-
nitäre Hilfe nach Maßgabe einer Ordnung für die Zu-
gehörigkeit von Mitgliedern zum Evangelischen Werk
für Diakonie und Entwicklung und ihr Zusammenwir-
ken (MitgliedschaftsO), die von der Konferenz Dia-
konie und Entwicklung („Konferenz“) beschlossen
wird.
(4)  Die Mitgliedschaft erlischt durch Ausschluss,
durch Wegfall der Gemeinnützigkeit bei einem Mit-
glied oder durch Austritt. Mitglieder können durch
Beschluss der Konferenz ausgeschlossen werden,
wenn sie nicht mehr in Verbindung zur diakonischen,
volksmissionarischen, entwicklungsbezogenen oder
humanitären Arbeit ihrer Kirche stehen, die Voraus-
setzungen der Mitgliedschaft nicht mehr erfüllen oder
den sich aus dieser Satzung ergebenden Verpflichtun-
gen trotz Mahnung nicht nachkommen. Der Wegfall
der Gemeinnützigkeit führt zur sofortigen Beendigung
der Mitgliedschaft im Verein. Der Austritt eines Mit-
gliedes muss in schriftlicher Form zehn Monate vor
Beginn des Kalenderjahres, zu dem er wirksam wer-
den soll, von dem Mitglied gegenüber dem Vorstand
erklärt werden.
(5)  Eine Mitgliederversammlung findet nur im Falle
der Auflösung des Vereins (§ 28) statt. Sie wird durch
den Vorsitzenden bzw. die Vorsitzende der Konferenz
eingeladen und geleitet. Die Bestimmungen über die
Einladung, die Antragstellung, die Beschlussfassung
und die Niederschrift für die Konferenz gelten ent-
sprechend. Die Mitgliederversammlung setzt sich aus

jeweils einem Vertreter oder einer Vertreterin jedes
unmittelbaren Mitglieds des Vereins zusammen.
(6)  Näheres zur Mitgliedschaft kann in einer Mit-
gliedschaftsordnung geregelt werden.

§ 4
Mittelbare Mitgliedschaft

Mittelbare Mitglieder sind die Werke, Verbände und
sonstigen Einrichtungen, die den gliedkirchlichen und
freikirchlichen Diakonischen Werken und den Fach-
verbänden angehören. Die Voraussetzungen des § 3
Absatz 2 und Absatz 6 gelten entsprechend.

§ 5
Aufgaben und Befugnisse des Vereins

(1)  Der Verein wird von der Evangelischen Kirche in
Deutschland, den Gliedkirchen der EKD, den Freikir-
chen sowie den anderen Kirchen, die Mitglieder des
Vereins sind, gemeinsam in Anerkennung ihres je-
weiligen kirchlichen Selbstbestimmungsrechtes ge-
tragen.
(2)  Der Verein setzt sich mit seinen Partnern und Mit-
gliedern für das Ziel einer gerechten, solidarischen
und nachhaltig gestalteten Gesellschaft und Weltge-
meinschaft ein. Er handelt nach innen und außen ori-
entiert an der biblischen Botschaft und ergreift Partei
für die Benachteiligten. In diesem Geist tritt er ein für:
- eine solidarische und inklusive Gesellschaft,
- die Verwirklichung der Menschenrechte,
- die Überwindung von Armut und Ausgrenzung,
- den Erhalt der anvertrauten Lebensgrundlagen,
- humanitäre Hilfe.
(3)  Der Verein erfüllt seine Aufgaben durch seine
Werke „Diakonie Deutschland“ und „Brot für die
Welt“. Der Verein nutzt dabei die unterschiedlichen
Perspektiven und Erfahrungen seiner beiden Werke,
um auf die komplexen globalen und sozialen Fragen
in Deutschland und der Welt differenzierte Antworten
zu geben.

§ 6
Aufgaben des Werkes

„Diakonie Deutschland“
(1)  Das Werk „Diakonie Deutschland“ nimmt die
Aufgaben des Vereins als anerkannter „Spitzenver-
band der Freien Wohlfahrtspflege“ wahr. In dieser
Funktion arbeitet das Werk „Diakonie Deutschland“
mit den anderen Spitzenverbänden der Freien Wohl-
fahrtspflege zusammen und vertritt die Diakonie der
Evangelischen Kirche in Deutschland und der Frei-
kirchen sowie der anderen Kirchen, die Mitglieder des
Vereins sind, gegenüber der Bundesrepublik Deutsch-
land, sonstigen in- und ausländischen zentralen Orga-
nisationen und in Kirche und Öffentlichkeit.
(2)  Das Werk „Diakonie Deutschland " fördert die
gliedkirchlichen und freikirchlichen Diakonischen
Werke und Fachverbände sowie die mittelbaren Mit-
glieder. Es dient ihrer Zusammenarbeit und unterstützt
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die gemeinsame Planung von Aufgaben, die in ihrer
Bedeutung über den Bereich eines gliedkirchlichen
und freikirchlichen Diakonischen Werkes hinausge-
hen. Es unterstützt die Zusammenarbeit und gemein-
same Planung der gliedkirchlichen und freikirchlichen
Diakonischen Werke, Fachverbände und mittelbaren
Mitglieder, insbesondere in den Arbeitsbereichen der
Hilfe für junge Menschen, für Familien, für kranke,
für behinderte und alte Menschen, für sozial benach-
teiligte Personen und Gruppen, für gefährdete Men-
schen und in der Ausbildung sowie der Fort- und Wei-
terbildung der Mitarbeitenden. Die unterschiedlichen
Lebenssituationen und Interessen der Geschlechter bei
der Arbeit und innerhalb der Organisationen der Dia-
konie sind zu berücksichtigen.
(3)  Im Verhältnis zu den gliedkirchlichen und frei-
kirchlichen Diakonischen Werken, Fachverbänden
und mittelbaren Mitgliedern erfüllt das Werk „Diako-
nie Deutschland“ die Aufgaben, die einer einheitli-
chen Wahrnehmung und Vertretung bedürfen, wie die
der Grundsatzfragen der Sozialpolitik, der Mitwir-
kung bei der nationalen und europäischen Normset-
zung, der für die Gesamtarbeit des Werkes erforderli-
chen Grundlagenforschung und der zentralen Fort-
und Weiterbildung der Mitarbeitenden.
(4)  Das Werk „Diakonie Deutschland“ soll durch
Empfehlungen die notwendige Koordinierung der Ar-
beit der gliedkirchlichen und freikirchlichen Diakoni-
schen Werke, Fachverbände und mittelbaren Mitglie-
der unterstützen, insbesondere die Anwendung ein-
heitlicher Planungsgrundsätze, die Koordinierung von
Planungsvorhaben, die Erarbeitung von Modell- und
Strukturvorstellungen für die diakonische Arbeit und
die Ausbildung und Fortbildung der Mitarbeitenden
nach übereinstimmenden Grundsätzen. Zu diesem
Zweck sind auch Vereinbarungen mit den gliedkirch-
lichen und freikirchlichen Diakonischen Werken,
Fachverbänden und mittelbaren Mitgliedern abzu-
schließen.
(5)  In Erfüllung der Aufgaben des Werkes „Diakonie
Deutschland“ kann die Konferenz auf Vorschlag des
Ausschusses Diakonie Rahmenbestimmungen auf fol-
genden Gebieten festlegen:
- Gegenseitige Information;
- Mindesterfordernisse für die Rechtsform und Sat-

zung von diakonischen Einrichtungen;
- Arbeitsrecht und Mitarbeitervertretungsrecht;
- Wirtschaftsführung, insbesondere Rechnungswesen

und Rechnungsprüfung;
- Statistik.
Weitere Sachgebiete können auf Vorschlag des Aus-
schusses Diakonie festgelegt werden.
Die gliedkirchlichen und freikirchlichen Diakoni-
schen Werke und Fachverbände sind verpflichtet, die
Rahmenbestimmungen zu beachten und in ihrem Be-
reich auf die Beachtung durch die mittelbar ange-
schlossenen Werke, Verbände und Einrichtungen hin-
zuwirken. Im Übrigen gestalten die gliedkirchlichen

und freikirchlichen Diakonischen Werke und Fach-
verbände ihre Arbeit selbständig.
(6)  Die gliedkirchlichen und freikirchlichen Diakoni-
schen Werke und Fachverbände sowie deren jeweilige
Mitglieder führen das Kronenkreuz als Zeichen und
die Marken des Werkes „Diakonie Deutschland“ und
eine auf die Mitgliedschaft hinweisende Bezeichnung.
Vom Verein getroffene markenrechtliche Regelungen
sind zu beachten.
(7)  In Erfüllung seiner Aufgaben kann der Verein im
Zusammenhang der Vergabe der Nutzungsrechte an
den Marken „Kronenkreuz“ und „Diakonie mit Kro-
nenkreuz“ und gegebenenfalls weiterer vom Verein
für das Werk „Diakonie Deutschland“ geführter Mar-
ken Rahmenbestimmungen festlegen.
(8)  Einer unabhängigen paritätisch besetzten Arbeits-
rechtlichen Kommission beim Werk „Diakonie
Deutschland“ obliegt es, partnerschaftlich das Ar-
beitsrecht im Bereich der Diakonie verbindlich aus-
zugestalten und weiterzuentwickeln, soweit nicht das
kirchliche Recht die Geltung weiterer Arbeitsrechts-
regelungen oder kirchlicher Tarifverträge vorsieht.
Das Nähere bestimmt die auf kirchengesetzlicher
Grundlage von der Konferenz beschlossene Ordnung.
Änderungen dieser Ordnung treten durch Rundschrei-
ben des Werkes Diakonie Deutschland in Kraft. Zu-
sätzlich werden die Ordnung und Änderungen der
Ordnung im Amtsblatt der Evangelischen Kirche in
Deutschland veröffentlicht.

§ 7
Aufgaben des Werkes
„Brot für die Welt“

(1)  Das Werk „Brot für die Welt“ nimmt für die evan-
gelische Kirche die Aufgaben des Entwicklungsdiens-
tes, der humanitären Hilfe und der weltweiten zwi-
schenkirchlichen Hilfe wahr. Das Werk fördert mit
seiner Arbeit die Entfaltung der Potentiale, die Ver-
besserung der Chancen und die Durchsetzung der
Rechte aller Menschen. Es führt zwei Spendenorga-
nisationen unter seinem Dach: „Brot für die Welt“ und
„Diakonie Katastrophenhilfe“.
Unter dem Namen „Brot für die Welt“ wird der Ent-
wicklungsdienst der Evangelischen Kirche in
Deutschland und der Freikirchen sowie der anderen
Kirchen, die Mitglieder des Vereins sind, gegenüber
der Bundesrepublik Deutschland, sonstigen in- und
ausländischen zentralen Organisationen und in Kirche
und Öffentlichkeit vertreten. Die Vertretung der hu-
manitären Hilfe erfolgt unter dem Namen „Diakonie
Katastrophenhilfe“.
(2)  Die Spendenorganisation „Brot für die Welt" un-
terstützt Kirchen, christliche Organisationen und an-
dere private Träger weltweit, die
- sich für gerechte und zukunftsfähige Gesellschaften

und entsprechende internationale Rahmenbedin-
gungen engagieren,

- sich gegen Diskriminierung insbesondere aufgrund
von Herkunft, Geschlecht und Religionszugehörig-
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keit oder gegen die Würde des Menschen versto-
ßende Arbeits- und Lebensbedingungen einsetzen
und

- Menschen weltweit beistehen, die in Not und Armut
leben, deren Menschenwürde und -rechte verletzt
werden.

Die Unterstützung erfolgt insbesondere über finanzi-
elle Beiträge, Aus-, Fort und Weiterbildung, Vergabe
von Stipendien, entwicklungspolitische Bildungs- und
Lobbyarbeit, die Aufgabenwahrnehmung im Bereich
der internationalen Personaldienste und fachlicher Be-
ratung.
(3)  Die Spendenorganisation „Diakonie Katastro-
phenhilfe“ unterstützt Menschen, die von Gewalt,
Kriegen, Flucht, Vertreibung oder Naturkatastrophen
bedroht oder aktuell betroffen sind. Die Unterstützung
erfolgt durch Not- und Katastrophenhilfe, der Über-
gangshilfe und Katastrophenvorsorge. Sie erfolgt
durch finanzielle und personelle Maßnahmen, entwe-
der zur Unterstützung von lokalen Partnern oder zur
unmittelbaren Umsetzung.
(4)  Das Werk ergreift und fördert Maßnahmen, die in
Kirche, Öffentlichkeit und Politik das Bewusstsein
und die Bereitschaft wecken und stärken, sich für die
Vorbeugung von Katastrophen und deren Bewälti-
gung sowie für die Überwindung von Not, Armut,
Verfolgung und Unfrieden in der Welt einzusetzen
und die dazu beitragen können, dass sich die politi-
schen und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen für
eine nachhaltige menschliche Entwicklung verbes-
sern. Dazu betreibt das Werk Grundsatzarbeit und an-
waltschaftliche Arbeit im Inland, in Europa und ge-
genüber internationalen Organisationen. Es fördert im
Inland die Bildung in Bezug auf Entwicklungspolitik
sowie Menschenrechte und hinsichtlich humanitärer
Hilfe, insbesondere durch Unterstützung der entwick-
lungspolitischen Bildungs- und Informationsarbeit
von Gemeinden, entwicklungspolitischen Initiativen
und Bildungseinrichtungen.
(5)  Das Werk „Brot für die Welt“ führt als Marke für
die Entwicklungsarbeit das Logo „Brot für die Welt“,
als Marke für den Bereich der humanitären Hilfe das
Logo „Diakonie Katastrophenhilfe“ und als Marke für
die zwischenkirchliche Hilfe das Logo „Kirchen hel-
fen Kirchen“.
(6)  In Erfüllung seiner Aufgaben kann der Verein im
Zusammenhang der Vergabe der Nutzungsrechte an
den Marken „Brot für die Welt“, „Diakonie Katastro-
phenhilfe“ und ggf. weiterer vom Verein für das Werk
„Brot für die Welt“ geführter Marken Rahmenbestim-
mungen festlegen.

II. Organe und deren Ausschüsse
§ 8

Organe
(1)  Organe des Vereins sind
1. die Konferenz Diakonie und Entwicklung (Konfe-

renz) (§ 9),
2. der Aufsichtsrat (§ 14),

3. der Vorstand (§ 17).
(2)  Neben diesen Organen des Vereins tritt im Falle
der Auflösung zusätzlich eine Mitgliederversamm-
lung (§ 28) zusammen.
(3)  Bei der Besetzung der Organe achten die Beset-
zungsgruppen mit Ausnahme der Fachverbände auf
eine ausgewogene Wahrnehmung der „Diakonie“-
und „Brot für die Welt“- Perspektive.
(4)  Vorstand und Aufsichtsrat beachten die Regeln
ordnungsgemäßer Einrichtungsführung. Verletzen die
Mitglieder die Sorgfalt einer ordentlichen und gewis-
senhaften Geschäftsleitung bzw. eines Mitglieds des
Aufsichtsgremiums schuldhaft, so haften sie der Ein-
richtung gegenüber auf Schadensersatz. Bei unterneh-
merischen Entscheidungen liegt keine Pflichtverlet-
zung der Mitglieder des Aufsichtsrats oder des Vor-
stands vor, wenn das Mitglied von Aufsichtsrat oder
Vorstand vernünftigerweise annehmen durfte, auf der
Grundlage angemessener Information zum Wohle des
Vereins zu handeln.

§ 9
Konferenz Diakonie und Entwicklung

Mitglieder
(1)  Die Konferenz besteht aus bis zu 112 Mitgliedern.
Ihr gehören jeweils höchstens an:
a) 20 auf Vorschlag der Gliedkirchen der EKD von

der Kirchenkonferenz der EKD entsandte Ver-
treter oder Vertreterinnen;

b) acht Vertreter oder Vertreterinnen der EKD, die
von der EKD-Synode aus ihrer Mitte gewählt
werden;

c) fünf von der Kirchenkonferenz der EKD in die
Konferenz berufene Vertreter oder Vertreterin-
nen;

d) zwei vom Rat der EKD in die Konferenz ent-
sandte Vertreter oder Vertreterinnen;

e) zehn von den Freikirchen sowie der anderen Kir-
chen, die Mitglieder des Vereins sind, entsandte
Vertreter oder Vertreterinnen;

f) 23 Vertreter oder Vertreterinnen der gliedkirch-
lichen Diakonischen Werke, die nach Maßgabe
einer von der Konferenz zu beschließenden
Wahlordnung gewählt werden. Dabei ist zu ge-
währleisten, dass jedes gliedkirchliche Diakoni-
sche Werk mit mindestens einer Person vertreten
ist.

g) 23 Vertreter oder Vertreterinnen der Fachverbän-
de, die nach Maßgabe einer von der Konferenz
zu beschließenden Wahlordnung gewählt wer-
den.

h) zehn Personen, die aufgrund ihrer fachlichen
Kompetenz für die diakonische Arbeit vom Auf-
sichtsrat auf Vorschlag des Ausschusses Diako-
nie in die Konferenz berufen werden;

i) zehn Personen, die aufgrund ihrer fachlichen
Kompetenz für die Arbeit des Werkes „Brot für
die Welt“ vom Aufsichtsrat auf Vorschlag des
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Ausschusses Entwicklungsdienst und humanitä-
re Hilfe in die Konferenz berufen werden;

j) ein Vertreter oder eine Vertreterin, die vom Evan-
gelischen Missionswerk entsandt wird;

(2)  Für jedes Mitglied der Konferenz mit Ausnahme
der Personen nach Absatz 1 Buchstaben h und i ist eine
Stellvertretung persönlich zu benennen.
(3)  Die Mitglieder des Aufsichtsrates nehmen an den
Sitzungen mit beratender Stimme teil, soweit sie nicht
als Mitglieder der Konferenz Stimmrecht haben. Das
Kirchenamt der EKD entsendet einen Vertreter bzw.
eine Vertreterin mit beratender Stimme. Durch Be-
schluss der Konferenz können weitere Personen zu
beratender Teilnahme hinzugezogen werden. Mitglie-
der der Konferenz sind, soweit sie dem Aufsichtsrat
angehören, bei der Entlastung des Aufsichtsrates nicht
stimmberechtigt. Auch Mitgliedern des Vereins, die
nicht in der Konferenz selbst unmittelbar vertreten
sind, ist Gelegenheit zu geben, ihre Anliegen vor der
Konferenz zu erläutern, wenn ihr Arbeitsbereich be-
rührt ist.

§ 10
Konferenz Diakonie und Entwicklung

Aufgaben
(1)  Die Konferenz beschließt über Grundsatzfragen
des Vereins sowie auf Vorschlag seines Ausschusses
Diakonie über allgemeine Grundsätze für die diako-
nische und volksmissionarische Arbeit, auf Vorschlag
seines Ausschusses Entwicklungsdienst und humani-
täre Hilfe über allgemeine Grundsätze für den Ent-
wicklungsdienst und die humanitäre Hilfe. Sie hat ins-
besondere folgende Aufgaben:
1. Sie genehmigt den Wirtschaftsplan sowie den

Jahresabschluss des Vereins jeweils auf Empfeh-
lung des Aufsichtsrates.

2. Sie beschließt die Entlastung des Aufsichtsrates
und des Vorstands.

3. Sie beschließt auf Vorschlag des Ausschusses
Diakonie Regelungen über die Erhebung und die
Höhe von Beiträgen von Mitgliedern des Vereins.

4. Sie beschließt auf Vorschlag des Ausschusses
Diakonie die Erhebung von gesonderten Umla-
gen.

5. Sie wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden bzw.
eine Vorsitzende und einen stellvertretenden
Vorsitzenden bzw. eine stellvertretende Vorsit-
zende. Der oder die stellvertretende Vorsitzende
vertritt den Vorsitzenden bzw. die Vorsitzende im
Falle seiner oder ihrer Verhinderung.

6. Sie wählt aus ihrer Mitte die sechzehn Mitglieder
des Aufsichtsrates, die gemäß § 14 Absatz 2 von
der Konferenz in den Aufsichtsrat gewählt wer-
den.

7. Sie bildet einen Ausschuss Diakonie und einen
Ausschuss Entwicklungsdienst und humanitäre
Hilfe und wählt Vertreterinnen und Vertreter in
die beiden Ausschüsse nach Maßgabe der Sat-
zungsbestimmungen.

8. Sie beschließt Rahmenbestimmungen gemäß § 6
Absatz 5 auf Vorschlag des Ausschusses Diako-
nie.

9. Sie beschließt eine Ordnung für die Zugehörig-
keit von Mitgliedern zum Evangelischen Werk
für Diakonie und Entwicklung und ihr Zusam-
menwirken (MitgliedschaftsO).

10. Sie beschließt die Ordnung für die Wahl der Mit-
glieder und stellvertretenden Mitglieder aus
gliedkirchlichen Diakonischen Werken und
Fachverbänden in die Konferenz Diakonie und
Entwicklung (WahlO KDE) auf Vorschlag des
Ausschusses Diakonie.

11. Sie beschließt die Ordnung für die Wahl der Mit-
glieder des Aufsichtsrates (WahlO AR).

12. Sie beschließt die Übernahme kirchlichen Rechts
in einer für den Verein geltenden Fassung.

13. Sie beschließt die Ordnung für die Arbeitsrecht-
liche Kommission gemäß § 6 Absatz 8 auf Vor-
schlag des Ausschusses Diakonie.

14. Sie beschließt über Änderungen dieser Satzung.
15. Sie beschließt über die Einberufung der Mitglie-

derversammlung zur Auflösung des Vereins ge-
mäß § 28.

(2)  Die Konferenz kann bei Bedarf Ausschüsse bil-
den, in die sie auch Personen berufen kann, die nicht
der Konferenz angehören. Sofern die Aufgabenstel-
lung der Ausschüsse Beschlüsse erfordert, die die
Konferenz binden, so muss diese eine entsprechende
Beschlusskompetenz festlegen.
(3)  Die Konferenz gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 11
Konferenz Diakonie und Entwicklung
Amtsdauer, Sitzungen und Beschlüsse

(1)  Die Mitglieder der Konferenz werden alle sechs
Jahre neu bestellt. Sie bleiben bis zum Zusammentritt
der neu bestellten Konferenz im Amt. Bei vorzeitigem
Ausscheiden eines Mitgliedes oder eines Stellvertre-
ters bzw. einer Stellvertreterin erfolgt eine neue Be-
stellung für den Rest der Wahlperiode. Bis zur Neu-
bestellung tritt für ein vorzeitig ausgeschiedenes Mit-
glied der Stellvertreter bzw. die Stellvertreterin ein.
Entsprechendes gilt beim Ausscheiden eines Mitglie-
des aus der Funktion, die die Voraussetzung für seine
Bestellung gewesen ist. Die von der Konferenz gebil-
deten Ausschüsse und deren Unterausschüsse sowie
deren Vorsitzende und deren Stellvertretungen blei-
ben geschäftsführend im Amt bis zum Zusammentritt
der neu bestellten Ausschüsse und Unterausschüsse.
(2)  Die Konferenz wird von ihrem bzw. ihrer Vorsit-
zenden mindestens einmal im Jahr zu einer Sitzung
einberufen. Die Einberufung muss erfolgen, wenn
mindestens 20 ihrer Mitglieder oder der Aufsichtsrat
es verlangen.
(3)  Zu den Sitzungen ist unter Einhaltung einer Frist
von vier Wochen schriftlich einzuladen. Der Einla-
dung ist die Tagesordnung beizufügen. Der in Aus-
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sicht genommene Termin soll nach Möglichkeit ein
halbes Jahr im Voraus mitgeteilt werden. Die Tages-
ordnung ist mit Anlagen allen Mitgliedern des Vereins
im Sinne von § 3 zuzuleiten.
(4)  Anträge zur Aufnahme von Verhandlungsgegen-
ständen in die Tagesordnung können von den Mitglie-
dern des Vereins im Sinne von § 3, dem Aufsichtsrat
und dem Vorstand sowie von jeweils zehn Mitgliedern
der Konferenz gestellt werden. Sie sind spätestens
sechs Wochen vor der Sitzung dem bzw. der Vorsit-
zenden zur Aufnahme in die Tagesordnung mitzutei-
len.
(5)  Die Konferenz ist beschlussfähig, wenn die Mehr-
heit ihrer stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist.
Die Beschlussfähigkeit wird zu Beginn der Beratun-
gen festgestellt, die Feststellung muss während der
Tagung nur wiederholt werden, wenn aus der Mitte der
Konferenz bezweifelt wird, dass sie beschlussfähig ist.
Wenn die Konferenz nicht beschlussfähig ist, kann sie
frühestens nach zwei Wochen zu einer erneuten Ta-
gung mit der gleichen Tagesordnung einberufen wer-
den, in der sie ohne Rücksicht auf die Zahl ihrer an-
wesenden Mitglieder beschlussfähig ist; auf diese Fol-
ge ist in der Einladung hinzuweisen. Beschlüsse und
Wahlen bedürfen der einfachen Mehrheit der abgege-
benen Stimmen, soweit nichts anderes bestimmt ist.
Bei der Zählung der abgegebenen Stimmen werden
Enthaltungen und ungültige Stimmen nicht mitgerech-
net.
(6)  Der Beschluss über die Ordnung für die Zugehö-
rigkeit von Mitgliedern zum Evangelischen Werk für
Diakonie und Entwicklung und ihr Zusammenwirken
(MitgliedschaftsO) nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 9
bedarf einer Mehrheit von drei Vierteln der abgege-
benen Stimmen, mindestens jedoch der Mehrheit der
stimmberechtigten Mitglieder der Konferenz. Kann
die Konferenz einem Beschlussvorschlag ihrer Aus-
schüsse gemäß § 10 Absatz 1 Satz 1 und Satz 2 Ziffer
3, Ziffer 4, Ziffer 8, Ziffer 10 und Ziffer 14 nicht oder
nur in geänderter Form zustimmen, verweist sie den
Vorschlag zur erneuten Beratung an den betreffenden
Ausschuss zurück. Kann die Konferenz bei einem Be-
schlussgegenstand gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer
8, Ziffer 10 und Ziffer 14 den Vorschlägen eines Aus-
schusses auch nach zweimaliger Zurückverweisung
an den Ausschuss nicht oder nur in geänderter Form
folgen, so beschließt die Konferenz ohne erneute Zu-
rückverweisung an den Ausschuss abschließend.
(7)  Über die Sitzungen ist eine Niederschrift anzufer-
tigen, die von dem bzw. der Vorsitzenden und einem
von ihm bzw. ihr zu bestimmenden Mitglied der Kon-
ferenz zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist den
Mitgliedern unverzüglich zuzusenden.
(8)  Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sit-
zungen der Konferenz teil, sofern die Konferenz nichts
anderes bestimmt.

§ 12
Ausschuss Diakonie

(1)  Gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 7 setzt die
Konferenz aus ihren Mitgliedern und deren Stellver-
tretungen einen Ausschuss Diakonie ein. Der Aus-
schuss wird für die jeweilige Amtsdauer der Konfe-
renz gewählt.
(2)  Dem Ausschuss Diakonie gehören an:
- jeweils sechs Personen aus den gliedkirchlichen

Diakonischen Werken und Fachverbänden,
- zwei der Personen, die aufgrund ihrer fachlichen

Kompetenz für die diakonische Arbeit vom Auf-
sichtsrat in die Konferenz berufen werden,

- eine Person aus der EKD,
- eine Person aus den Freikirchen sowie den anderen

Kirchen, die Mitglieder des Vereins sind,
- je zwei Personen aus der Mitgliedergruppe der Fach-

verbände und der Mitgliedergruppe der gliedkirch-
lichen Diakonischen Werke aus dem Aufsichtsrat.

Die oder der Vorsitzende des Ausschusses soll dem
Aufsichtsrat angehören.
(3)  Der Ausschuss Diakonie hat folgende Aufgaben:
1. Er berät die Leitung des Werkes „Diakonie

Deutschland“ bei theologischen, sozial- und eu-
ropapolitischen, konzeptionellen und strategi-
schen Grundsatzthemen von bundesweiter diako-
nischer Bedeutung und der Entwicklung von
Leitlinien.

2. Er begleitet bereichsübergreifende Themen von
bundesweiter diakonischer Bedeutung.

3. Er beschließt über die Zusammensetzung der
Lenkungsausschüsse für die Begleitung von Pro-
jekten von bundesweiter diakonischer Bedeu-
tung.

4. Er gibt gegenüber dem Aufsichtsrat ein Votum
hinsichtlich der Aufnahme weiterer Mitglieder
bzw. des Ausschlusses von Mitgliedern gemäß
§ 15 Absatz 1 Ziffer 9 ab.

5. Er schlägt dem Aufsichtsrat zehn Personen vor,
die vom Aufsichtsrat aufgrund ihrer fachlichen
Kompetenz für die diakonische Arbeit in die Kon-
ferenz berufen werden.

6. Er legt der Konferenz Vorschläge für Beschlüsse
über allgemeine Grundsätze für die diakonische
und volksmissionarische Arbeit gemäß § 10 Ab-
satz 1 Satz 1 und über Rahmenbestimmungen ge-
mäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 8 vor.

7. Er legt der Konferenz den Vorschlag für Rege-
lungen über die Erhebung und die Höhe von Bei-
trägen von Mitgliedern des Vereins gemäß § 10
Absatz 1 Satz 2 Ziffer 3 zur Beschlussfassung
vor.

8. Er legt der Konferenz Vorschläge für Beschlüsse
über die Erhebung von gesonderten Umlagen ge-
mäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 4 vor.

9. Er legt der Konferenz den Vorschlag für eine
Ordnung für die Wahl der Mitglieder und stell-
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vertretenden Mitglieder aus gliedkirchlichen Dia-
konischen Werken und Fachverbänden in die
Konferenz Diakonie und Entwicklung (WahlO
KDE) gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 10 zur
Beschlussfassung vor.

10. Er legt der Konferenz den Vorschlag für eine
Ordnung für die Arbeitsrechtliche Kommission
gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 13 zur Be-
schlussfassung vor.

(4)  Beschlüsse des Ausschusses gemäß Absatz 3 Zif-
fer 6, Ziffer 7, Ziffer 8 und Ziffer 9 bedürfen einer
Mehrheit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen.
(5)  Der Ausschuss arbeitet nach einer Geschäftsord-
nung, die der Ausschuss dem Aufsichtsrat zur Bestä-
tigung vorlegt.

§ 13
Ausschuss Entwicklungsdienst und humanitäre

Hilfe
(1)  Gemäß § 10 Absatz 1 Satz 2 Ziffer 7 setzt die
Konferenz einen Ausschuss Entwicklungsdienst und
humanitäre Hilfe ein. Der Ausschuss wird für die je-
weilige Amtsdauer der Konferenz berufen.
(2)  Dem Ausschuss Entwicklungsdienst und humani-
täre Hilfe gehören an:
a) sieben Personen aus Kirche und Diakonie, die

von der Konferenz zu wählen sind, davon
- je drei Vertreter oder Vertreterinnen

- aus den Landeskirchen, die von der Kirchen-
konferenz vorgeschlagen werden

- aus den gliedkirchlichen Diakonischen Wer-
ken, die von den gliedkirchlichen Diakoni-
schen Werken vorgeschlagen werden

- ein Vertreter oder eine Vertreterin der Freikir-
chen sowie den anderen Kirchen, die Mitglie-
der des Vereins sind, der oder die von der Ar-
beitsgemeinschaft evangelischer Kirchen für
Diakonie und Entwicklung vorgeschlagen
wird,

b) vom Aufsichtsrat aus seiner Mitte zu entsenden
eine leitende Geistliche oder einen leitenden
Geistlichen aus den Gliedkirchen der EKD

c) die Leiterin oder den Leiter der Hauptabteilung
Ökumene und Auslandsarbeit im Kirchenamt der
EKD

d) die Direktorin oder der Direktor des Evangeli-
schen Missionswerkes

e) der oder die Vorsitzende der Evangelischen Zen-
tralstelle für Entwicklungshilfe e.V.

f) Fachleute
- sieben Fachleute, die auf Vorschlag des Aus-

schusses Entwicklungsdienst und humanitäre
Hilfe vom Aufsichtsrat berufen werden.

Die oder der Vorsitzende des Ausschusses soll dem
Aufsichtsrat angehören.

(3)  Der Ausschuss Entwicklungsdienst und humani-
täre Hilfe hat folgende Aufgaben:
1. Er berät die Leitung des Werkes „Brot für die

Welt“ bei entwicklungspolitischen, humanitären,
förderpolitischen, kommunikativen, Fundraising-
und bildungsbezogenen Grundsatzfragen und
Grundsatzdokumenten.

2. Er bewilligt vom Werk „Brot für die Welt“ zu ver-
gebende Projektmittel auf Vorschlag des Vor-
stands.

3. Er kann die Bewilligung der Projektmittel und die
Beratung damit zusammenhängender Fragen an
von ihm gebildete Unterausschüsse delegieren, bei
Bedarf kann die Projektmittelbewilligung auch in
der laufenden Amtsperiode widerrufen werden.
Diese Unterausschüsse berichten ihm regelmäßig
und können auch beratend zur Vorbereitung seiner
Beschlüsse tätig sein. In diese Unterausschüsse
können weitere Expertinnen und Experten berufen
werden. Der Vorsitz der Unterausschüsse muss
dem Ausschuss Entwicklungsdienst und humani-
täre Hilfe angehören.

4. Nach Maßgabe der Geschäftsordnung kann er die
Entscheidung über Projektbewilligungen an die
Leitung des Werkes „Brot für die Welt“ delegieren.
Die Leitung des Werkes „Brot für die Welt“ ist be-
rechtigt, diese Entscheidungsbefugnis innerhalb
des Werkes „Brot für die Welt“ zu delegieren.

5. Er gibt gegenüber dem Aufsichtsrat ein Votum
hinsichtlich der Aufnahme weiterer Mitglieder
bzw. des Ausschlusses von Mitgliedern gemäß
§ 15 Absatz 1 Ziffer 9 ab.

6. Er schlägt dem Aufsichtsrat zehn Personen vor, die
vom Aufsichtsrat aufgrund ihrer fachlichen Kom-
petenz für die Arbeit des Werkes „Brot für die
Welt“ in die Konferenz berufen werden.

7. Er schlägt dem Aufsichtsrat sieben Personen vor,
die vom Aufsichtsrat in den Ausschuss Entwick-
lungsdienst und humanitäre Hilfe berufen werden.

8. Er legt der Konferenz Vorschläge für Beschlüsse
über allgemeine Grundsätze für den Entwicklungs-
dienst und die humanitäre Hilfe gemäß § 10 Absatz
1 Satz 1 vor.

(4)  Der Ausschuss arbeitet nach einer Geschäftsord-
nung, die der Ausschuss dem Aufsichtsrat zur Bestä-
tigung vorlegt. Die Einsetzung der Bewilligungsaus-
schüsse erfolgt im Rahmen der Geschäftsordnung.

§ 14
Aufsichtsrat
Mitglieder

(1)  Der Aufsichtsrat besteht aus 22 Personen. Ihm ge-
hören an:
a) ein Mitglied des Rat der EKD
b) sechs Vertreterinnen oder Vertreter der Kirchen-

konferenz, darunter mindestens vier leitende
Geistliche oder leitende Juristinnen oder Juristen
aus den Gliedkirchen der EKD
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c) eine Vertreterin oder ein Vertreter aus den Frei-
kirchen sowie den anderen Kirchen, die Mitglie-
der des Vereins sind

d) eine Vertreterin oder ein Vertreter der Freikir-
chen sowie der anderen Kirchen, die Mitglieder
des Vereins sind, aus einer diakonischen Einrich-
tung

e) vier Vertreterinnen oder Vertreter der gliedkirch-
lichen Diakonischen Werke

f) vier Vertreterinnen oder Vertreter der Fachver-
bände

g) eine der Personen, die aufgrund ihrer fachlichen
Kompetenz für die diakonische Arbeit vom Auf-
sichtsrat in die Konferenz berufen worden sind

h) eine der Personen, die aufgrund ihrer fachlichen
Kompetenz für die Arbeit des Werkes Brot für
die Welt vom Aufsichtsrat in die Konferenz be-
rufen worden ist,

i) der oder die Vorsitzende der Evangelischen Zen-
tralstelle für Entwicklungshilfe e.V..

j) zwei Mitarbeitende des Vereins.
(2)  Voraussetzung für die Mitgliedschaft im Auf-
sichtsrat ist die Mitgliedschaft in einer den Verein tra-
genden Kirche.
(3)  Alle Mitglieder haben dieselben Rechte und
Pflichten.
(4)  Das Mitglied nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe a
wird vom Rat der EKD entsandt.
Die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 2 Buchstaben b bis
f werden von der Konferenz in den Aufsichtsrat ge-
wählt,
- die Vertreterinnen und Vertreter der Kirchenkonfe-

renz auf Vorschlag der Kirchenkonferenz der EKD
und

- die anderen Vertreterinnen und Vertreter aus der
Mitte der Konferenz jeweils auf Vorschlag der ent-
sprechenden Vertreterinnen und Vertreter nach § 9
Absatz 1 Buchstaben e, f und g.

Die Mitglieder nach Absatz 1 Satz 2 Buchstabe j wer-
den von der Gesamtmitarbeitervertretung des Vereins
entsandt. Sie müssen wählbar sein im Sinne der Ver-
bandsempfehlung für eine Regelung zur Ermögli-
chung von Mitwirkungsmöglichkeiten für die Mitar-
beitenden in Aufsichtsorganen Diakonischer Einrich-
tungen; Absatz 2 bleibt unberührt.
Sie sind zur Durchführung ihrer jeweiligen Tätigkeit
als Mitglied des Aufsichtsrats von ihrer beruflichen
Tätigkeit in angemessenem Umfang freizustellen.
Sie üben ihr Amt unentgeltlich als Ehrenamt aus und
erhalten erforderlichenfalls eine Aufwandsentschädi-
gung in angemessenem Umfang.
Von den Personen nach § 9 Absatz 1 Buchstaben h und
i kooptiert der Aufsichtsrat jeweils eine Person in den
Aufsichtsrat. Näheres zur Kooptation regelt die Ord-
nung für die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrates
(WahlO AR).

(5)  Der Aufsichtsrat wählt aus seiner Mitte eine Vor-
sitzende oder einen Vorsitzenden und fünf stellvertre-
tende Vorsitzende.
(6)  Den Vorsitz soll eine leitende Geistliche oder ein
leitender Geistlicher innehaben. Die fünf stellvertre-
tenden Vorsitzenden sollen eine Person aus den Frei-
kirchen sowie den anderen Kirchen, die Mitglieder des
Vereins sind, eine Person aus den gliedkirchlichen
Diakonischen Werken, eine Person aus den Fachver-
bänden, eine leitende Juristin oder ein leitender Jurist
und eine Person mit fachlicher Kompetenz für die Ar-
beit des Werkes Brot für die Welt sein. Die stellver-
tretenden Vorsitzenden vertreten die Vorsitzende oder
den Vorsitzenden im Fall ihrer oder seiner Verhinde-
rung in einer vom Aufsichtsrat festgelegten Abfolge.
(7)  Die Wahlverfahren sowie das Ausscheiden und
die Abberufung von Mitgliedern des Aufsichtsrates
regelt die Ordnung für die Wahl der Mitglieder des
Aufsichtsrates (WahlO AR) gemäß § 10 Absatz 1 Satz
2 Ziffer 11.
(8)  Die oder der Vorsitzende der Konferenz nimmt an
den Sitzungen mit beratender Stimme teil, sofern sie
oder er nicht Mitglied des Aufsichtsrates ist. Der Auf-
sichtsrat kann weitere Personen zur beratenden Teil-
nahme zuziehen. Er kann zu einer geschlossenen Sit-
zung zusammentreten.

§ 15
Aufsichtsrat

Aufgaben
(1)  Der Aufsichtsrat hat insbesondere folgende Auf-
gaben:
1. Er überwacht die Arbeit des Vorstands und be-

aufsichtigt die Amtsführung der Mitglieder des
Vorstands, berät ihn bei seiner Arbeit und über-
wacht die Umsetzung der Beschlüsse der Konfe-
renz.

2. Er berichtet der Konferenz über seine Tätigkeit.
3. Er ist zuständig für die Berufung und die Abbe-

rufung der Mitglieder des Vorstands, einschließ-
lich des oder der Vorsitzenden und des oder der
stellvertretenden Vorsitzenden des Vorstands,
die die Präsidentinnen oder Präsidenten der Wer-
ke „Diakonie Deutschland“ und „Brot für die
Welt“ sind. Die Präsidenten oder Präsidentinnen
sollen ordinierte Theologinnen oder Theologen
sein. Ihre Berufung bedarf der Zustimmung des
Rates der EKD.

4. Er beschließt einen Geschäftsverteilungsplan für
die Aufteilung der Aufgaben der Leitungen der
Werke untereinander.

5. Er bestätigt die Geschäftsordnungen des Vor-
stands, der Leitungen der Werke sowie die vom
Ausschuss Entwicklungsdienst und humanitäre
Hilfe und vom Ausschusses Diakonie vorgeleg-
ten Geschäftsordnungen.

6. Er beruft zehn Personen aufgrund ihrer fachli-
chen Kompetenz für die diakonische Arbeit auf
Vorschlag des Ausschusses Diakonie und zehn
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Personen aufgrund ihrer fachlichen Kompetenz
für die Arbeit des Werkes „Brot für die Welt“ auf
Vorschlag des Ausschusses Entwicklungsdienst
und humanitäre Hilfe in die Konferenz. Die Be-
rufung erfolgt für die folgende Amtsdauer der
Konferenz. Für die laufende Amtsdauer der Kon-
ferenz sind Nachberufungen zulässig.

7. Er entsendet aus seiner Mitte je zwei Personen aus
der Mitgliedergruppe der Fachverbände und der
Mitgliedergruppe der gliedkirchlichen Diakoni-
schen werke in den Ausschuss Diakonie.

8. Er entsendet aus seiner Mitte eine leitende Geist-
liche oder einen leitenden Geistlichen aus den
Gliedkirchen der EKD in den Ausschuss Ent-
wicklungsdienst und humanitäre Hilfe und beruft
sieben Fachleute auf Vorschlag des Ausschusses
in diesen Ausschuss.

9. Er beschließt über die Aufnahme und den Aus-
schluss von Mitgliedern gemäß § 3 Absatz 3 nach
Anhörung des Ausschusses Diakonie gemäß § 12
und des Ausschusses Entwicklungsdienst und hu-
manitäre Hilfe gemäß § 13.

10. Er bestellt und beauftragt eine Wirtschaftsprü-
fungsgesellschaft zur Prüfung des Jahresab-
schlusses des Vereins.

11. Er berät den Wirtschaftsplan und den Jahresab-
schluss des Vereins und leitet diese mit seiner
Beschlussempfehlung der Konferenz zu.

(2)  Die Zustimmung des Aufsichtsrates ist insbeson-
dere erforderlich für:
1. den Erwerb, die Veräußerung und die Belastung

von Grundstücken oder grundstücksgleichen
Rechten ab einer vom Aufsichtsrat festzulegenden
Wertgrenze;

2. die Aufnahme von Darlehen, die nicht aus Mitteln
des laufenden Haushaltsjahres zurückerstattet wer-
den können und die Übernahme von Bürgschaften;

3. die Beteiligung an wirtschaftlichen Unternehmun-
gen;

4. eine wesentliche Änderung der internen Organisa-
tion des Vereins.

(3)  Der Aufsichtsrat bildet einen Geschäftsführenden
Ausschuss unter Vorsitz des oder der Vorsitzenden des
Aufsichtsrates. Weiter gehören dem Ausschuss die
fünf stellvertretenden Vorsitzenden des Aufsichtsrates
an. Er wird auf der Grundlage einer vom Aufsichtsrat
zu beschließenden Richtlinie tätig. Der Geschäftsfüh-
rende Ausschuss nimmt insbesondere die Aufgaben
eines Personalausschusses wahr und nimmt bei der
Besetzung der Präsidentinnen und Präsidenten die
Aufgabe einer Findungskommission wahr. Der Ge-
schäftsführende Ausschuss ist zuständig für die Fest-
stellung der Bedingungen und die Vertretung des Ver-
eins beim Abschluss, der Änderung und der Beendi-
gung von Anstellungsverträgen mit Vorstandsmitglie-
dern. Er ist ferner zuständig für die Entgegennahme
von Selbstverpflichtungserklärungen der Organmit-
glieder des Werkes zur Verschwiegenheit, zum Wett-
bewerbsschutz und zum Schutz vor Interessenkollisi-

onen sowie zu deren Bearbeitung und Beanstandung.
Über Schutzmaßnahmen entscheidet die oder der Vor-
sitzende des Aufsichtsrates im Benehmen mit dem
Geschäftsführenden Ausschuss.
(4)  Der Aufsichtsrat bildet einen Finanzausschuss,
dem er einzelne Aufgaben zur selbstständigen Erledi-
gung übertragen kann. Der Aufsichtsrat kann weitere
sachkundige Mitglieder und stellvertretende Mitglie-
der der Konferenz in den Finanzausschuss berufen.
(5)  Darüber hinaus kann er weitere Ausschüsse bil-
den.
(6)  Die oder der Vorsitzende des Aufsichtsrates, im
Vertretungsfall ein anderes Mitglied des Geschäfts-
führenden Ausschusses, und ein weiteres Mitglied des
Geschäftsführenden Ausschusses vertreten den Ver-
ein gegenüber den Vorstandsmitgliedern.
(7)  Der Aufsichtsrat gibt sich eine Geschäftsordnung.

§ 16
Aufsichtsrat

Amtsdauer, Sitzungen und Beschlüsse
(1)  Die Amtsdauer des Aufsichtsrates endet mit Ab-
lauf der Amtsdauer der Konferenz. Seine Mitglieder
bleiben jedoch bis zur Bestellung ihrer Nachfolger und
Nachfolgerinnen im Amt.
(2)  Der Aufsichtsrat wird von seinem oder seiner Vor-
sitzenden in der Regel zu vier Sitzungen im Jahr ein-
berufen. Die Einberufung muss erfolgen, wenn we-
nigstens fünf seiner Mitglieder dies beantragen. Zu
den Sitzungen ist unter Einhaltung einer Frist von zwei
Wochen einzuladen. Der Einladung ist eine Tagesord-
nung beizufügen. Die Sitzungen des Aufsichtsrates
finden in der Regel am Sitz des Vereins statt.
(3)  Der Aufsichtsrat ist beschlussfähig, wenn die
Mehrheit seiner Mitglieder anwesend ist. Beschlüsse
werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stim-
men gefasst. Wenn kein Mitglied widerspricht, kön-
nen Beschlüsse schriftlich gefasst werden. Bei der
Zählung der abgegebenen Stimmen werden Enthal-
tungen und ungültige Stimmen nicht mitgerechnet.
(4)  Über die Sitzungen ist eine Niederschrift anzufer-
tigen, die von dem bzw. der Vorsitzenden und dem
Protokollanten oder der Protokollantin zu unterzeich-
nen ist. Schriftlich gefasste Beschlüsse sind der Nie-
derschrift der folgenden Sitzung anzufügen. Die Nie-
derschrift ist den Mitgliedern des Aufsichtsrates un-
verzüglich zuzusenden.
(5)  Die Mitglieder des Vorstands nehmen an den Sit-
zungen des Aufsichtsrates teil, sofern der Aufsichtsrat
nichts anderes bestimmt.

§ 17
Vorstand

(1)  Der Verein wird von einem hauptamtlichen Vor-
stand geleitet, dessen Mitglieder eine Vergütung er-
halten. Dieser ist Vorstand im Sinne von § 26 BGB.
(2)  Der Vorstand besteht aus mindestens zwei und bis
zu sechs Personen. Der Vorstand ist ein Kollegialor-
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gan; unbeschadet dessen hat jedes Mitglied eigene
Verantwortungsbereiche. Alle Vorstandsmitglieder
tragen unbeschadet ihrer jeweiligen Zuordnung die
Gesamtverantwortung für die Werke „Diakonie
Deutschland“ und „Brot für die Welt“ und den Verein.
Bei Beschlussfassungen des Vorstands hat jedes Vor-
standsmitglied eine Stimme. Eine Übertragung des
Stimmrechts auf andere Vorstandsmitglieder ist zu-
lässig. Ist einer oder beiden Leitungen der Werke ein
weiteres Vorstandsmitglied im Sinne von § 18 Absatz
1 Buchstabe b zugeordnet, so kann dieses sein Stimm-
recht nur zusammen mit der Präsidentin bzw. dem
Präsidenten des jeweiligen Werkes gemeinschaftlich
ausüben als eine Stimme.
(3)  Die Amtsdauer der Mitglieder des Vorstands be-
trägt sechs Jahre. Die erneute Berufung ist möglich.
(4)  Den Vorsitz des Vorstands übernimmt je im
Wechsel die Präsidentin oder der Präsident eines der
beiden Werke „Diakonie Deutschland“ und „Brot für
die Welt“. Die Präsidentin oder der Präsident des je-
weils anderen Werkes ist die oder der stellvertretende
Vorsitzende. Der Vorsitz und die Stellvertretung sol-
len nach drei Jahren wechseln, den genauen Zeitpunkt
hierfür legt der Aufsichtsrat fest.
(5)  Die im Vorstand vertretenen Personen bilden die
Geschäftsführung des Vereins. Jeweils zwei Mitglie-
der des Vorstands vertreten den Verein im Rechtsver-
kehr gemeinsam.
(6)  Der Vorstand hat den Verein in eigener Verant-
wortung zu leiten. Zu seinen Aufgaben gehören ins-
besondere:
- Entscheidung unternehmenspolitischer Fragen des

Vereins;
- strategische Planung gemeinsamer Themen der

Werke;
- Vorbereitung der Sitzungen der Konferenz sowie

des Aufsichtsrates und
- Aufstellung des Jahresabschlusses, Erstellung des

Wirtschaftsplanes des Vereins sowie Weiterleitung
des Wirtschaftsplanes und des Jahresabschlusses
des Vereins an den Aufsichtsrat zur Stellungnahme.

(7)  Der Vorstand führt die Beschlüsse der Konferenz
aus, sofern sie nicht in die Zuständigkeit der Werke
„Diakonie Deutschland“ oder „Brot für die Welt“ fal-
len.
(8)  Auf Vorschlag des Vorstands kann der Aufsichts-
rat einzelne Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des
Vereins gemäß § 20a zu besonderen Vertretern im
Sinn des § 30 BGB bestellen und abberufen.
(9)  Der Vorstand ist berechtigt, gegenüber Staat und
Gesellschaft im Namen des Vereins Erklärungen zu
den beide Werke gemeinsam berührenden grundsätz-
lichen Fragen abzugeben. Vor einer solchen Erklärung
soll das Benehmen mit dem Rat der EKD unter Betei-
ligung des Aufsichtsrates hergestellt werden. Die Mit-
glieder des Vereins im Sinne von § 3 sowie die Mit-
glieder der Konferenz sind zu unterrichten.

(10)  Der Vorstand gibt sich eine Geschäftsordnung,
die vom Aufsichtsrat zu bestätigen ist.

§ 18
Leitung der Werke

(1)  Die beiden Werke „Diakonie Deutschland“ und
„Brot für die Welt“ werden jeweils von bis zu drei
Vorstandsmitgliedern geleitet:
a) der Präsidentin bzw. dem Präsidenten des Werkes,
b) bis zu einem weiteren Vorstandsmitglied und
c) dem für Finanzen und Recht verantwortlichen Vor-
standsmitglied.
(2)  Die Leitungen der Werke geben sich jeweils eine
Geschäftsordnung, die vom Vorstand dem Aufsichts-
rat zur Bestätigung vorzulegen ist.

§ 19
Leitung des Werkes

„Diakonie Deutschland“
(1)  Bis zu drei Mitglieder des Vorstands des Vereins
führen die laufenden Geschäfte des Werkes „Diakonie
Deutschland“ nach § 6.
(2)  Sie vertreten den Verein in Belangen des Werkes
gegenüber Kirche, Politik und Öffentlichkeit.
(3)  Ihnen obliegt die Geschäftsführung für den Aus-
schuss Diakonie, an dessen Sitzungen sie mit beraten-
der Stimme teilnehmen.
(4)  Sie stellen jährlich den Wirtschaftsplan für das
Werk „Diakonie Deutschland“ auf. Dieser wird vom
Vorstand dem Aufsichtsrat zur Beratung vorgelegt.

§ 20
Leitung des Werkes
„Brot für die Welt“

(1)  Bis zu drei Mitglieder des Vorstands des Vereins
führen die laufenden Geschäfte des Werkes „Brot für
die Welt“ nach § 7.
(2)  Sie vertreten den Verein in Belangen des Werkes
gegenüber Kirche, Politik und Öffentlichkeit.
(3)  Ihnen obliegt die Geschäftsführung für den Aus-
schuss Entwicklungsdienst und humanitäre Hilfe, an
dessen Sitzungen sie mit beratender Stimme teilneh-
men.
(4)  Sie stellen jährlich den Wirtschaftsplan für das
Werk „Brot für die Welt“ auf. Dieser wird vom Vor-
stand dem Aufsichtsrat zur Beratung vorgelegt.

§ 20a
Besondere Vertreter im Sinne des § 30 BGB

Einzelne Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter des Ver-
eins können für die laufenden Geschäfte ihrer Berei-
che auf Vorschlag des Vorstands vom Aufsichtsrat zu
besonderen Vertreter im Sinn des § 30 BGB bestellt
werden.
In diesem Aufgabenkreis kann der besondere Vertre-
ter mit einem weiteren Mitglied des Vorstands den
Verein im Rechtsverkehr gemeinsam vertreten.
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Als besondere Vertreter nehmen sie in Abstimmung
mit dem Vorstand die Rechte und Pflichten des Dienst-
gebers wahr.
Die Dienst- und Fachaufsicht über die besonderen
Vertreter liegt beim jeweils zuständigen Vorstand.

III. Besondere Regelungen, Schlussbestimmungen
§ 21

Mittel des Vereins
Der Erfüllung der Aufgaben des Vereins dienen ins-
besondere folgende Einnahmen:
1. Zuwendungen der EKD nach Maßgabe ihres Haus-

haltsplanes,
2. Kollekten,
3. Beiträge der Mitglieder,
4. gesonderte Umlagen auf Grund von Beschlüssen

der Konferenz,
5. Erträgnisse aus dem Vermögen,
6. Mittel aus öffentlichen Haushalten durch Beantra-

gung bei der Bundesrepublik Deutschland, bei den
Bundesländern, bei der Europäischen Union, Or-
ganisationen der Vereinten Nationen und bei an-
deren staatlichen, überstaatlichen und sonstigen
öffentlichen Stellen,

7. Spenden, Nachlässe und Bußgelder,
8. Zuwendungen von dritter Seite und
9. sonstigen Einnahmen.

§ 22
Wirtschaftsplan, Rechnungslegung

(1)  Die Aufwendungen und Erträge des Vereins wer-
den für ein Jahr oder für mehrere Jahre durch einen
Wirtschaftsplan festgestellt, der vom Vorstand mit ei-
ner Stellungnahme des Aufsichtsrates der Konferenz
zur Genehmigung vorgelegt wird. Die Grundlage für
den Wirtschaftsplan des Vereins bilden die Wirt-
schaftspläne des Werkes „Diakonie Deutschland“ und
des Werkes „Brot für die Welt“.
(2)  Der Jahresabschluss ist unverzüglich nach Ab-
schluss des Rechnungsjahres vom Vorstand aufzustel-
len. Er ist von einem Wirtschaftsprüfer oder einer
Wirtschaftsprüferin zu prüfen. Der Jahresabschluss
und das Prüfergebnis werden der Konferenz mit einer
Stellungnahme des Aufsichtsrates vom Vorstand vor-
gelegt.

§ 23
Gleichstellung

(1)  Das Evangelische Werk für Diakonie und Ent-
wicklung setzt sich für eine gleichberechtigte Teilhabe
eines jeden Geschlechts in den Organen des Vereins
sowie bei der Besetzung von Führungsfunktionen ein.
Ebenso sind Maßnahmen für mehr Parität in der Be-
legschaft insgesamt zu befördern.
(2)  Organe im Sinne dieser Regelung sind die Kon-
ferenz Diakonie und Entwicklung und der Aufsichts-
rat sowie deren Ausschüsse und Unterausschüsse so-
wie der Vorstand.

(3)  Erfolgt die Bestellung von Organen durch Wahl,
ist darauf hinzuwirken, dass sich ebenso viele Frauen
wie Männer zur Wahl stellen. Sind Wahlvorschlags-
listen aufzustellen, sollen diese eine gleiche Anzahl
von Frauen und Männern enthalten und Männer und
Frauen in zwei Listen getrennt aufführen. Jeder Liste
wird eine gleiche /quotierte Zahl von Gremiensitzen
zugeordnet.
(4)  Erfolgt die Besetzung eines Organs durch Beru-
fung oder Entsendung, so sollen auf die zur Verfügung
stehenden Plätze alternierend Frauen und Männer be-
rufen werden (Reißverschlussverfahren). Sind zur
Vorbereitung einer Berufung oder Entsendung Vor-
schlagslisten aufzustellen, so sollen sie ebenfalls die-
sem Verfahren folgen.
(5)  Ist die Erreichung eines Frauenanteil von 50% aus
rechtlichen oder aus tatsächlichen Gründen nicht mög-
lich, sind die Gründe dieser Unmöglichkeit für jeden
Bestellungsvorgang gegenüber der oder dem Vorsit-
zenden der Konferenz Diakonie und Entwicklung und
der oder dem Gleichstellungsbeauftragten des EWDE
schriftlich darzulegen.
(6)  Scheidet innerhalb der Amtsperiode eines Organs
ein Mitglied aus, dessen Geschlecht sich im Organ in
der Mehrheit befindet, soll für die Nachbesetzung eine
Person eines anderen Geschlechts vorgeschlagen bzw.
berufen werden. Scheidet ein Mitglied aus, dessen Ge-
schlecht sich im Organ in der Minderheit befindet, soll
für die Nachbesetzung eine Person des gleichen Ge-
schlechts vorgeschlagen bzw. berufen werden. Die
Regelungen des Absatzes 3 gelten entsprechend.

§ 24
Zusammensetzung von Organen und Ausschüsse
(1)  Bei der Zusammensetzung der Konferenz und ih-
rer Ausschüsse wird ein ausgewogenes Verhältnis von
Vertretern und Vertreterinnen unterschiedlicher Be-
rufsgruppen und Regionen angestrebt.
(2)  Mitglieder der Konferenz dürfen nicht zugleich
ein freikirchliches oder gliedkirchliches Diakonisches
Werk und einen Fachverband vertreten.
(3)  Näheres kann in der Wahlordnung Konferenz und
in den Geschäftsordnungen der Ausschüsse Diakonie
und Entwicklungsdienst und humanitäre Hilfe und der
Lenkungsausschüsse geregelt werden.

§ 25
Zusammenwirken mit den Organen der

Evangelischen Kirche in Deutschland
Die Leitungen der Werke „Diakonie Deutschland“
und „Brot für die Welt“ berichten dem Rat der EKD
und der Kirchenkonferenz über ihre Arbeit. Außerdem
erstatten sie der Synode der EKD zu jeder ordentlichen
Tagung einen Bericht über den Stand ihrer Arbeit. In
Fragen von grundsätzlicher Bedeutung soll das Be-
nehmen mit dem Rat der EKD hergestellt werden.

138   Amtsblatt der Evangelischen Kirche in Deutschland Nr. 7/20



§ 26
Zusammenwirken mit den Freikirchen

Der Vorstand berichtet nach Bedarf den von den Frei-
kirchen sowie den anderen Kirchen, die Mitglieder des
Vereins sind, nach ihren Ordnungen vorgesehenen
Gremien.

§ 27
Satzungsänderungen

(1)  Anträge auf Satzungsänderungen sind spätestens
drei Monate vor der Sitzung der Konferenz beim Vor-
stand einzureichen, der unverzüglich dem Aufsichtsrat
und dem Rat der EKD Gelegenheit zur Stellungnahme
gibt. Spätestens sechs Wochen vor der Sitzung teilt der
Vorstand den Antrag mit seiner Stellungnahme und
gegebenenfalls mit der Stellungnahme des Aufsichts-
rates und des Rates der EKD dem bzw. der Vorsitzen-
den der Konferenz zur Aufnahme in die Tagesordnung
mit § 11 Absatz 5 findet entsprechende Anwendung.
(2)  Der Beschluss der Konferenz bedarf einer Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen, min-
destens jedoch der Mehrheit der stimmberechtigten
Mitglieder der Konferenz.
(3)  Der Beschluss bedarf der Zustimmung des Rates
der EKD. Stimmt der Rat nicht zu, so entscheidet die
Synode mit Zustimmung der Kirchenkonferenz.

§ 28
Auflösung

Über die Einberufung der Mitgliederversammlung
nach § 3 Absatz 5 zur Auflösung des Vereins be-
schließt die Konferenz. Der Beschluss der Mitglieder-
versammlung zur Auflösung erfordert eine Mehrheit
von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen, mindes-
tens jedoch die Zustimmung der Mehrheit der Mit-
glieder des Vereins im Sinne von § 3.

§ 29
Rechtsweg

Streitigkeiten
- zwischen den Mitgliedern und den satzungsmäßigen

Organen des Vereins oder
- zwischen den satzungsmäßigen Organen des Ver-

eins
über die Auslegung dieser Satzung werden abschlie-
ßend von der Kirchengerichtsbarkeit der EKD ent-
schieden. Hierüber schließt der Verein mit der Evan-
gelischen Kirche in Deutschland eine Vereinbarung
nach § 6 des Kirchengesetzes über die Errichtung, die
Organisation und das Verfahren der Kirchengerichte
der Evangelischen Kirche in Deutschland (KiGG.
EKD) ab. Die Vereinbarung ist von der Konferenz zu
bestätigen.

§ 30
Übergangsbestimmungen

(1)  Die Änderung des § 9 Absatz 2 und des § 13 Ab-
satz 2 der Satzung findet erstmalig Anwendung bei der

Neubestellung der Konferenz Diakonie und Entwick-
lung im Jahr 2021.
(2)  Die Satzung ist bis zum Ablauf des Jahres 2024
zu überprüfen. Der Vorstand wird der Konferenz einen
Entscheidungsvorschlag unterbreiten.

Nr. 81* – Beschluss der
Arbeitsrechtlichen Kommission der

Diakonie Deutschland.
Vom 8. Juni 2020.

Die Arbeitsrechtliche Kommission der Diakonie
Deutschland hat gemäß der Ordnung vom 7. Juni 2001
in der Fassung vom 12. Oktober 2017 in Ihrer Sitzung
am 8. Juni 2020 folgenden Beschluss gefasst:

I. Die Anlage 1 wird wie folgt geändert:
1. Es werden folgende Vorbemerkungen zu den An-

merkungen eingefügt:
1An allgemeinbildenden und beruflichen /berufs-
bildenden Schulen finden die Eingruppierungsbe-
stimmungen der Anlage 1 und die Vergütungen der
in § 14 genannten Entgeltbestandteile für die als
Lehrkräfte beschäftigten Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter keine Anwendung.
2Die Eingruppierung der an diesen Schulen be-
schäftigten Lehrkräfte sowie deren Vergütung der
in § 14 genannten Entgeltbestandteile bestimmen
sich nach Maßgabe der für die jeweilige Schulform
in den förderrechtlichen Bestimmungen des jewei-
ligen Bundeslandes zu Grunde gelegten tariflichen
Regelungen der im Angestelltenverhältnis des öf-
fentlichen Dienstes beschäftigten Lehrkräfte.
3Für die an Pflegeschulen beschäftigten Lehrkräfte
finden die Eingruppierungsbestimmungen der An-
lage 1 und die Bestimmungen zu den in § 14 gere-
gelten Entgeltbestandteile Anwendung
4Diese Schulen können gegenüber der ARK DD in
Textform beantragen, dass abweichend von Satz 3
die Eingruppierung der an diesen Schulen beschäf-
tigten Lehrkräfte sowie deren Vergütung der in
§ 14 genannten Entgeltbestandteile sich künftig
nach den tariflichen Regelungen der im Angestell-
tenverhältnis des öffentlichen Dienstes (z.B.
TVÖD oder TV-L) beschäftigten Lehrkräfte be-
stimmen. 5In dem Antrag der Schule an die ARK
DD ist der Zeitpunkt des vorgesehenen Wechsels
(Stichtag) anzugeben.
6Die Zustimmung der ARK DD gilt als erteilt,
wenn nicht innerhalb von sechs Wochen nach In-
formation der Mitglieder der ARK DD über die
Antragstellung durch die Geschäftsstelle Bera-
tungsbedarf von mindestens acht Mitgliedern der
ARK DD angezeigt wird.

2. Anmerkungen zu den Vorbemerkungen:
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1Unter den Begriff der „Pflegeschule“ fallen alle
Schulen ungeachtet ihrer jeweiligen Bezeichnung,
an denen die Ausbildung zu Pflegefachkräften im
Sinne des Pflegeberufegesetzes absolviert werden
kann.
2Für Schulen, die auf die mit den Lehrkräften am
8. Juni 2020 bestehenden Beschäftigungsverhält-
nisse die Bestimmungen zur Eingruppierung und
der in § 14 geregelten Entgeltbestandteile
a) abweichend von Satz 1 der Vorbemerkungen

nach Maßgabe der Bestimmungen der
AVR.DD oder

b) abweichend von Satz 3 der Vorbemerkungen
nach Maßgabe der für die jeweilige Schul-
form in den förderrechtlichen Bestimmungen
des jeweiligen Bundeslandes zu Grunde ge-
legten tariflichen Regelungen der im Ange-
stelltenverhältnis des öffentlichen Dienstes
beschäftigten Lehrkräfte

anwenden, gelten die an diesem Stichtag ange-
wandten Bestimmungen weiterhin fort (Bestand-
schutz). 3Dies gilt zur Erhaltung der einheitlichen
Vergütungssystematik auch für nach dem 8. Juni
2020 neu einzustellende Lehrkräfte.

3. Überleitungsregelung zu Satz 4
(1) Diese Überleitungsregelung gilt für Lehrkräfte
an Pflegeschulen, die nach der Zustimmung durch
die ARK DD hinsichtlich der Eingruppierung und
der in § 14 genannten Vergütungsbestandteile in
die entsprechenden Regelungen der im Angestell-
tenverhältnis des öffentlichen Dienstes beschäftig-
ten Lehrkräfte wechseln.
(2) 1Die in den Geltungsbereich nach Absatz 1 fal-
lenden Lehrkräfte, deren bisherige Vergütung
(Vergleichsvergütung) das ihnen am Stichtag zu-
stehende Entgelt übersteigt, erhalten eine Besitz-
standszulage. 2Stichtag ist der Zeitpunkt des im
Antrag an die ARK DD vorgesehenen Wechsels
(3) 1Die Vergleichsvergütung bestimmt sich nach
dem am Tag vor dem Stichtag gemäß § 14 Absatz
1 und 2 AVR.DD für eine entsprechende und in
Vollzeit ausgeübte Tätigkeit zustehenden Entgelt.
2Satz 1 gilt auch für die Bestimmung des Ver-
gleichsentgeltes der zum Stichtag nicht in Vollzeit
sowie nicht oder nicht an allen Tagen des Kalen-
dermonats gegen Entgelt beschäftigten Lehrkräfte.
(4) 1Die überzuleitenden Lehrkräfte werden nach
Maßgabe der ab dem Stichtag auf ihr Dienstver-
hältnis gemäß Satz 4 der Vorbemerkungen zu den
Anmerkungen anzuwendenden tariflichen Rege-
lungen eingruppiert (neue Entgeltgruppe). 2Die
Stufenzuordnung innerhalb der neuen Entgelt-
gruppe erfolgt in die höchste den Wert der Ver-
gleichsvergütung nicht übersteigende Stufe der
neuen Entgeltgruppe. 3Der Betrag, um den die Ver-
gleichsvergütung den Wert der neuen Entgeltstufe
in der neuen Entgeltgruppe übersteigt, wird als Be-
sitzstandszulage gezahlt. 4Das nach Satz 1 und Satz
2 ermittelte Entgelt der jeweiligen Stufe sowie die
nach Satz 3 ermittelte Besitzstandszulage steht den

nicht in Vollzeit beschäftigten Lehrkräften nach
Maßgabe des § 21 AVR.DD zu. 5Der Anspruch auf
die Besitzstandszulage besteht längstens bis zum
Erreichen der nächsthöheren Stufe der neuen Ent-
geltgruppe. 6Auf die Stufenlaufzeit in der neuen
Entgeltgruppe werden die in der vor Überleitung
innegehabten Stufe zurückgelegten Zeiten ange-
rechnet, maximal bis zum Erreichen der nächsten
Stufe der neuen Entgeltgruppe.
7Die nach Satz 3 ermittelte Besitzstandszulage ver-
mindert sich um den auf ein Kind bzw. mehrere
Kinder entfallenden Kinderzuschlag gemäß § 19a
AVR.DD, soweit der Lehrkraft für das betreffende
Kind kein Kindergeld nach dem Bundeskinder-
geldgesetz oder dem Einkommenssteuergesetz
mehr zusteht.

II. Die Anlage 1 wird ferner wie folgt geändert:
1. Es wird eine neue Anmerkung 18 eingefügt:

a) Lehrkräfte, denen die Leitung einer Pflege-
schule mit bis zu 150 bewilligten Ausbil-
dungsplätzen nach Pflegeberufegesetz über-
tragen ist, erhalten eine monatliche Zulage in
Höhe der halben Differenz zwischen dem Ent-
gelt derjenigen Entgeltgruppe, in der die
Lehrkraft eingruppiert ist, zum Entgelt der
nächsthöheren Entgeltgruppe der gleichen
Stufe.

b) Lehrkräfte, denen die Leitung von Pflege-
schulen ab 151 bewilligten Ausbildungsplät-
zen nach Pflegeberufegesetz übertragen ist,
sind eine Entgeltgruppe höher eingruppiert
als die höchste nach Anlage 1 festgestellte
Eingruppierung der ihr unterstellten Lehr-
kräfte.“

2. Die Anmerkung 18 wird in der Anlage 1 an den-
selben Stellen wie die Anmerkung 17 in Bezug
genommen und entsprechend als Hinweis ergänzt.
Diese Änderung betrifft z.B. die Überschriften der
Entgeltgruppen 8, 9, 10 und 11 sowie die Hinweise
in der Entgeltgruppe 8 A. 2. b), in der Entgeltgrup-
pe 9 A. 1. c), in der Entgeltgruppe 9 B. 1. a) und in
der Entgeltgruppe 10 A. c).

3. In der Anlage 1 werden folgende Teile gestrichen:
a) das Richtbeispiel zu Entgeltgruppe 9 B („Lei-

terin einer kleinen Schule für Alten-, Kran-
ken- oder Entbindungspflege“);

b) der Untersatz in Entgeltgruppe 10 B 5 („in der
Leitung (Anm.10) einer mittelgroßen (Anm.
16) Schule für Alten-, Kranken- oder Entbin-
dungspflege“) und das sich anschließende
Richtbeispiel („Leiterin einer mittelgroßen
Schule für Alten-, Kranken- oder Entbin-
dungspflege“);

c) der Untersatz in Entgeltgruppe 11 B 4. („in
der Leitung (Anm. 10) einer großen (Anm.
16) Schule für Alten-, Kranken- oder Entbin-
dungspflege im Tätigkeitsbereich Bildung/
Ausbildung (Anm. 17)“).
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4. In Anlage 1 wird unter der Entgeltgruppe 11
Buchst. A folgendes Richtbeispiel ergänzt:
„Lehrkraft an Berufsfachschulen und schulischen
Einrichtungen für medizinische Pflegeberufe oder
Gesundheitsberufe, für deren übertragene Tätig-
keit ein Masterabschluss nach den schulrechtlichen
Bestimmungen erforderlich und nachgewiesen
ist.“

III. Inkrafttreten
1. Ziffer I. dieses Beschlusses tritt mit Veröffentli-

chung des Beschlusses in Kraft.
2. Ziffer II. dieses Beschlusses tritt am 1. Oktober

2020 in Kraft.
B e r l i n, den 9. Juni 2020

Arbeitsrechtliche Kommission
der Diakonie Deutschland

Matthias B i t z m a n n
Vorsitzender

Nr. 82* – Berichtigung der Änderung
der Geschäftsordnung für das

Kirchenamt der EKD.
Vom 22. Juni 2020.

Die Änderung der Geschäftsordnung für das Kirchen-
amt der Evangelischen Kirche in Deutschland vom
15. Mai 2020 (ABl. EKD S. 102) wird wie folgt be-
richtigt:
Im Vorspruch ist die Jahreszahl „2019“ durch „2017“
zu ersetzen.
H a n n o v e r, den 22. Juni 2020

Evangelische Kirche in Deutschland
- Kirchenamt -

Dr. A n k e
Präsident

––––––––––––––

B. Zusammenschlüsse von Gliedkirchen der Evangelischen Kirche in Deutschland

Union Evangelischer Kirchen in der Evangelischen Kirche in Deutschland

Nr. 83* – Änderung der
Geschäftsordnungen der Union

Evangelischer Kirchen in der EKD.
Vom 2. Juli 2020.

Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland hat auf sei-
ner Sitzung am 2. Juli 2020 die folgenden Beschlüsse
gefasst:
- Das Präsidium trifft gemäß Artikel 9 Absatz 4

Satz 1 GO-UEK folgende Einzelmaßnahmen und
legt sie der nächsten Tagung der Vollkonferenz zur
Bestätigung vor:
Die Geschäftsordnung für die Union Evangeli-
scher Kirchen in der EKD vom 18. Oktober 2003,
zuletzt geändert am 11. November 2017 (ABl.
EKD S. 384) wird wie folgt geändert:
a) § 4 Satz 2 wird wie folgt gefasst:

“Über das Nähere, in begründeten Ausnah-
mefällen auch über eine abweichende Art der
Durchführung der Tagung, sowie über Ort
und Zeit von außerordentlichen Tagungen
entscheidet das Präsidium.“

b) § 6 Absatz 1 wird folgender Satz 4 angefügt:
„Es steht einer Anwesenheit der Mitglieder
und der an Sitzungen der Vollkonferenz zur
Teilnahme Berechtigten im Sinne der Grund-
ordnung und dieser Geschäftsordnung gleich,
wenn sich diese an einer anderen Art der
Durchführung der Vollkonferenz gemäß § 4
Satz 2 beteiligen, sofern sie ihre Identität
nachweisen.“

- Das Präsidium nimmt gemäß Artikel 9 Absatz 5
Satz 2 GO-UEK folgende Änderung der Ge-
schäftsordnung für das Präsidium der Union Evan-
gelischer Kirchen in der EKD vom 18. Oktober
2003, zuletzt geändert am 7. Dezember 2017 (ABl.
EKD 2019 S. 119) vor:
§ 1 wird folgender Absatz 3 angefügt:
„(3) In begründeten Ausnahmefällen kann der Vor-
stand entscheiden, dass eine Sitzung des Präsidi-
ums in anderer Art als durch Zusammentreten
durchgeführt wird. In solchen Fällen ist zu Beginn
der Sitzung die Identität der zur Teilnahme Be-
rechtigten in geeigneter Weise zu überprüfen und
von ihnen die Wahrung der Verschwiegenheit zu-
zusichern. Die Beteiligung an einer solchen Sit-
zung steht einer Anwesenheit im Sinne der Grund-
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ordnung und der Geschäftsordnung der UEK und
dieser Geschäftsordnung gleich.“

H a n n o v e r, den 2. Juli 2020

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
S c h a d

Nr. 84* – Änderung der Satzung des
Kloster Stift zum Heiligengrabe.

Vom 2. Juli 2020.
Das Präsidium der Union Evangelischer Kirchen in
der Evangelischen Kirche in Deutschland hat unter der

aufschiebenden Bedingung eines entsprechenden
Vorschlags des Kuratoriums des Kloster Stift zum
Heiligengrabe gemäß § 12 Absatz 1 der Satzung die
Änderung der Satzung vom 15. Mai 2020 (ABl. EKD
S. 90) beschlossen:
In § 12 Absatz 2 der Satzung des Kloster Stift zum
Heiligengrabe in seiner geltenden Fassung werden die
Wörter „EKU-Stiftung in Lutherstadt Wittenberg“
durch die Wörter „Evangelische Kirche in Deutsch-
land“ ersetzt.
H a n n o v e r, den 2. Juli 2020

Das Präsidium
der Union Evangelischer Kirchen

in der Evangelischen Kirche in Deutschland
S c h a d

––––––––––––––

C. Aus den Gliedkirchen

––––––––––––––

D. Mitteilungen aus der Ökumene

––––––––––––––

E. Staatliche Gesetze, Anordnungen und Entscheidungen

––––––––––––––
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F. Mitteilungen

Evangelische Kirche Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz -
Verlust von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur

Sakramentsverwaltung

Frau Sabine Ernst ist mit Ablauf des Monats März
2020 aus dem Pfarrdienst der Evangelischen Kirche
Berlin-Brandenburg-schlesische Oberlausitz unter
Verlust der Rechte aus der Ordination entlassen wor-
den. Die Ordinationsurkunde wurde gemäß § 5 Ab-
satz 3 Satz 3 Pfarrdienstgesetz der EKD (PfDG.EKD)
für ungültig erklärt.

Diese Mitteilung über den Verlust von Auftrag und
Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur Sa-
kramentsverwaltung ergeht gemäß § 5 Absatz 3
Satz 4 PfDG.EKD.
B e r l i n, 11. Juni 2020

Das Konsistorium

Evangelisch-lutherische Landeskirche Sachsens -
Verlust von Auftrag und Recht zur öffentlichen Wortverkündigung und zur

Sakramentsverwaltung

Herr Carsten Rast hat mit Ablauf des 24. Mai 2020
gemäß § 5 Absatz 3 Satz 4 Pfarrdienstgesetz der EKD
(PfDG.EKD) Auftrag und Recht zur öffentlichen
Wortverkündigung und zur Sakramentsverwaltung
verloren. Die von der Evangelisch-Lutherischen Lan-
deskirche Sachsens ausgestellte Ordinationsurkunde

ist gemäß § 4 Absatz 2 des landeskirchlichen Pfarr-
dienstgesetzergänzungsgesetzes (PfDGErgG) für
kraftlos erklärt worden.
D r e s d e n, den 12. Juni 2020

Das Landeskirchenamt

––––––––––––––
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